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Cageschronik
De Beſtand des Stegerwaldſchen bürgerlichen Kabinetts ge

chert.
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Eugtt.e cryjedt eine 100prozennge Ausfuhrabgabe.
Die Gefahr der Teilung Oberſchleſiens.
Auch die Eiſen- und Metallerz-Bergbauarbeiter verlangen die

Siebenſtundenſchicht.
Die Orgeſch in Oldenburg ins Vereinsregifter eingetragen.
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Das neue Kabinett vor dem Landtag.

Dominicus Miniſter des Jnnern.
Der Landtag, der geſtern Siegerwald wieder zum Miniſter

präſidenten wählte, tritt heute vormittag zur Entgegennahme
einer Regierungserklärung zuſammen, die am Nach-
mittag und am Sonnabend beſprochen wird. Die Beſprechung

wird mit der Abſtimmung über die Vertrauensfrage
für das neue Kabinett enden. Anſtelle Schiffers wird Ober-
bürgermeiſter a. D. Dr. Dominikus Miniſter des
Jnnern. Stegerwald erklärt im „Deutſchen“, in Kürze
ſtehe eine gewaltige Kriſe bevor.
deutſche Volk die ganze Tragweite des Verſailler Vertrag
fühlen. Die eigentliche Leidensgeſchichte des deutſchen
Volkes werde dann erſt beginnen.

Die Tragfähigkeit
des Kabinetts Stegerwald.

Trotz der entſchiedenen Kampfanſage der Sozialdemokratie
wird das Kabinett Stegerwald eine ſtarke parlamentariſches

S STrag fähigkeit im Preußiſchen Landtag haben,
r bürgerlichen Parteien in Preußen ent-chloſſen ſind, Stegerwald gegen die Anfechtungen von ſozial-S
demokratiſcher Seite zu unterſtützen. Es war vorauszuſehen,

und den Miniſter Severing preisgeben wollten. Auf das
Reich wird dieſe parlamentariſche Situation in Preußen
inſofern Rückwirkungen haben, als nunmehr die ſozialdemo-
kratiſche Reichstagsfraktion die Oppoſition von links mit den

grae die bürgerliche Regierung ſowohl in Preußen als auch
m Reiche zuſammengefunden zu haben. Neuerdings ſind
Vereinbarungen zwiſchen Unabhängigen und Mehrheitsſozia-
liſten im Gange. die darauf hinauszielen, in der Soziali-
ierungsfrage im Reiche gegen die Regierung zu kämp-

en und in Preußen einmal wegen der Kultusfragen
und zweitens wegen der Landwirtſchaftsfrage
gegen das neue Regime Sturm zu laufen.

Sozigldemokratiſcher Druck gegen die Demokraten
Bei den interfraktionellen Beſprechungen im Preußiſchen

Landtag haben die Sozialdemokraten der Demokratiſchen
Fraktion zu verſtehen gegeben, ſie würden in ſämtlichen Ein
zelſtaaten die Koalition mit den Demokraten löſen
falls dieſe in Preußen mit der Stegerwaldſchen Regierung
zuſammen die bisherige Arbeit der Sozialdemokraten hin-
ſichtlich der „Demokratiſierung Preußens“ zerſtören würden.

„Unabhängiger“ Parlamentismus.
Die Linksparteien deſertieren,

Jm ſäch ſiſchen Landtag gaben geſtern bei der Beratung
des Gehalts des Finanzminiſters Heldt die vier bürger
lichen Partein folgende Erklärung ab:

Nach den Feſtſtellungen, die die Regierung am 7. April
gegenüber der kommuniſtiſchen Partei gemacht hat, erſcheint
uns mit den Intereſſen des Landes die Tatſache un ver
einbar, daß die Regierung in ihrem Beſtande nach wie
vor lediglich von der Unterſtützung der Kommuniſtiſchen
Partei abhängt. Aus dieſem Umſtande wie aus Aeuße-
rungen einzelner Miniſter und den Forderungen der Regie
rungsparteien geht hervor. daß ſich die jetzige Regierung als
eine Klaſſenpartei- Regierung in ſchroffem Gegenſatz zu den
in den nicht ſozialiſtiſchen Parteien vertretenem Teile des
Volkes ſteht. Wir werden unſererſeits dieſen Gegenſatz da

durch kundtun, daß wir bei den weiteren Haushaltsplanbera-

Freitag. den 22. April 1921
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Die deutſche Note an Amerika.

Die Reichsregierung hat durch Vermittlung des
amerikaniſchen Geſchäftsträgers in Berlin an den Präſi-
denten ver Vereinigten Staaten folgende Note
gelangen laſſen:

Jm Namen der deutſchen Reichsregierung und des deut-
ſchen Volles beehren ſich die Unterzeichneten, trotz des for-
mell noch beſtehenden Kriegszuſtandes, an den Herrn Präſi-
denten der Vereinigten Stagten von Amerika den Antrag zu
richten, in der Reparationsfrage die Vermitit-
lung zu übernehmen und die Summe feſtzuſetzen,
ſprechen gleichzeitig die dringende Bilte aus, die Zuſtimmung
der Alliierten zu einer ſolchen Vermittlung herbeizuführen.
Dabei erklären ſie feierlichſt, daß die deutſche Regierung ohne
Einſchränkungen, ohne Vorbehalt bereit und willens
iſt, den alliierten Mächten diejenige Summe als Re- S
paration zu zahlen, die der Präſident der Vereinigten

und billig befinden ſollte. Sie verpflichtet ſich hiermit
ausdrücklich ſeinen Schiedsſpruch, wie er auch lauten

dem Geiſte nach zu erfüllen.

Bitte und in unbezweifelbarer Aufrichtigkeit unterbreitet
das deutſche Volk durch ſeine verfaſſungsmäßige Regierung

Es hegt die zuverſichtliche Hoffnung auf Gewährung ſeiner
Bitte, auf daß nach Recht und Gerechtigkeit eine endgültige

Erſt im Mai werde e dem Präſidenten der Vereinigten Staaten ſeinen Antrag.

Entſcheidung gefällt wird, zur Erfüllung tiefgefühlter
Wünſche aller ziviliſierter Nationen, zur Abwendung der un-
J abſehbaren Folgen drohender Zwangsmaßnahmen und zur

Herbeiführung des Friedens der Welt.
gez. Fehrenbach. gez. Dr. Simons.

Ein außerordentliches Erſtaunen über dieſe Aktion der Jb Se f Aſtimmung durch einfache Entſcheidung zu ändern in der Lage
ß ZJiſt. Wir möchten in der Beſchränkung auf 25 Prozent den

Reichsregierung., die das deutſche Volk auf bewährte demo-
kratiſche Art ins tiefſte Verderben zu ſtürzen vermag, mu
jeden Leſer dieſer Nachricht packen. Die Verantwortung der
Urheber dieſes verhängnisvollen Schrittes iſt furchtbar.
Das deutſche Volk wird ſeine Folgen zu tragen haben. Der
Glaube an die Gerechtigkeit des Nachfolgers eines Wilſon,
der es ausdrücklich abgelehnt hat, ſich in europäiſche Dinge
zu miſchen, iſt idiotiſch. Beſten Falls wird uns daraus eine
neue Blamage erwachſen.

muß uns nach den bisherigen Erfahrungen ſchwer
werden.

Die Parteiführer bei Dr. Simons.
Wie aus parlamentariſchen Kreiſen dem „B. L.A.“ mit

geteilt wird, waren zu Donnerstag abend die Parteiführer
des Reichstags in das Auswärtige Amt zu einer Be-
ſprechung mit dem Reichsminiſter Dr. Simons über die
außenpolitiſche Lage gebeten worden. In der Ausſprache
wurde von mehrheitsſozialiſtiſcher und deutſchnationagaler

einesHelfferich lehnte es ab, auf eine Diskuſſion

der Beſprechung ſtellte ſich heraus, daß der Vatikan die
ihm angeſonnene Vermittlung bei Harding mit der Begrün-
dung abgelehnt hat, daß durch die Jndiskretion

ausgeſchloſ-

Es wurde ſchließlich vereinbart, daß der Reichstag am heu-
tigen Freitag zunächſt eine Erklärung des Reichsaußen-
miniſters entgegennehmen ſoll, deren Beſprechung

finden ſoll. Nach dem Verlauf der Beſprechung gewinnt
man den Eindruck, daß auch die Führer der Koalitions-
parteien von dem Schritte des Reichskabinetts vorher
nicht unterrichtet worden ſind.

tungen die Gehälter der Miniſter grundſätzlich
ohne Rückſichtnahme auf die in Frage kommenden Perſonen
ablehnen. (Große Unruhe auf der linken Seite des
Hauſes.)

Herr Miniſter Heldt, der ſich ſchon zur Rettung ſeiner eige-
nen Poſition auf ſeinen Abgeordnetenplatz begeben hatte, um
die Kraft ſeiner eigenen Stimme mit für ſich ſelbſt wirken zu
laßen, verließ gleich den anderen Linkspartei-
lern auf einen Wink des Unabhängigen Müller das Haus,
ſo daß die Beſchlußunfähigkeit des Hauſes herge-
ſtellt und damit wieder einmal für kurze Zeit das Miniſter-
gehalt und damit die Regierung gerettet waren. Vizepräſi-
dent Dr. Wagner fand das richtige Wort, als er dieſes Ge
baren als eine Deſertion brandmarkte.

An eine glückhafte Löſung zu

161. Jahrgan g.
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Der Beginn der Hanktionen.
Der 20. April hat das von der interalliierten Rheinlandkom

miſſion erlaſſene uue Zollregelment für das Rheinland in
Kraft treten laſſen und der 1. Mai wird die Entſcheidung da

rüber bringen, welche Maßnahmen Frankreich gegen Deutſch
Jland, allein oder mit' engliſcher Unterſtützung zu ergreifen
Igedenkt, oder ob bis dahin eine Einigung nach der anderen
Seite gelingen wird. Die Regierung hüllt ſich in Schweigen.
Man kann das ſolange billigen, als man weiß, daß die Regie-
Frung ernſthaft damit beſchäftigt iſt, neue Vorſchläge auszuar
beiten, mit denen ſie indirekt oder direkt an die Alliierten

n n. Fheranzutreten beabſichtigt. Hat man ſich, wie manche behaupdie Deutſchland an die alliierten Mächte zu zahlen hat. Sie Iten, darauf einzuſtellen, daß dieſe Vorſchläge den alten la

wieder auſnehmen, das alliierte Kapital an dem Erträgnis
der deutſchen Jnduſtrie zu intereſſieren? Die Tage der Un-

ſicherheit geben Gerüchten leichter noch Raum als ſonſt.
Aus den Beſtimmungen des Zollreglements für das Rhein-

r land iſt die Regelung der Zollverhältniſſe an der ſogenannteStaaten nach eingehender Prüfung und Unterſuchung recht S Seſtgeenge, alſo an der Grenze wiſchen dem a geſchnutten

Gebiet und dem beſetzten Deutſchland von beſonderer Wich
Ftigkeit.möge, in allen Einzelheiten. ſowohl dem Buchſtaben wie S Waren, welche in das beſetzte Gebiet eingeführt werden, einer

Tief durchdrungen von der inneren Berechtigung dieſer JZollabgabe von 25 Prozent der jetzigen Zölle
welche in dem gegenwärtigen in Kraft befindlichen Zolltarif
vorgeſehen ſind. e
bisherigen Verfahren. Man hat ſich alſo auf einen Satz von
j25 Prozent in Gold zu erheben. ſpäter aber auf 50 bezw. 100
noch vor kurzem in franzöſiſchen Blättern von der angeblichen
Abſicht der Regierung leſen konnte, nur für die erſte Zeit

Hier iſt bezüglich der Einfuhr vorgeſehen, daß die

unterliegen,

Die Berechnung erfolgt in Gold nach dem

25 Prozent in Gold zu erheben, ſpäter abre auf 50 bezw. 100
Prozent hinaufzugehen. Die
eine derartige Erhöhung nicht ausdrücklich vor, beſtimmt aller

jetzige Veröffentlichung ſieht

dings im Artikel 11, daß die Rheinlandkommiſſion die Be

Beweis dafür ſehen, daß ſich die Alliierten ſelbſt noch ziemlich
im Unklaren über die Wirkung des neuen Zollregimes ſind.
Man will allem Anſchein nach erſt abwarten, wie weit man
mit einem Goldzoll von 25 Prozent kommt.
man ſich darüber hinaus auch der Hoffnung hin, ſchon durch
dieſen 25prozentigen Goldzoll auf die Einfuhr die deutſche Re
gierung zu einer baldigen Vorlegung neuer Reparationsvor-

Vielleicht gibi

ſchläge zu veranla en. Die Regelung der Ausfuhr über die
FWeſtgrenze nach dem unbeſetzten Deutſchland ſieht einen Aus
fuhrzoll in Höhe der jetzt beſtehenden Zölle und zwar in
S Papiermark berechnet vor. Man hat alſo die zu erhebenden
Ausfuhrzölle anders geregelt als die Einfuhrzölle, vielleicht
weil man fürchtet, das Wirtſchaftsleben in dem abgetretenen
rheiniſchen Gebiet vollſtändig zu erdroſſeln. Dieſerhalb hat

2 man auch mit Rückſicht auf die politiſche Agitation, die man
i d u Fin dem jetzt beſetzten Gebiet zugunſten der franzöſiſchen Sache

Seite an dem Schritt der Regierung Kritik geikbt. Abg. Dr. getrieben hat und noch betreibt, doch wohl zu große Angſt.
Wahrſcheinlich kann man wohl auch damit rechnen, daß ins-

Schrittes einzugehen, der ſeiner Anſicht nach das Schädlichſte Sheſondere auf die Einfuhr von Rohſtoffen nach dem beſetzten
von allem wäre, was getan werden könnte. Jm Verlaufe S Gebiet über die Weſtgrenze Erleichterung zugeſtanden wird,

um dadurch ein Gegengewicht gegen die Erſchwerung beim
Bezug von deutſchen Rohmaterialien zu ſchaffen.

deutſcher Preſſeorgane von vornherein die Möglichkeit
eines Schiedsrichterſpruches ſckſen ſei. Die Vertreter des Zentrums gingen auf die tech-

9 3 8 4 8 4 a So o e r 7niſchen Bedingungen des neuen Regierungsſchrittes ein. KVerſuch wird aller Vorausſicht nach die finanzielle Ergebnis
loſigkeit der Zollregelung beweiſen.

jedoch Kreiſen der von der Regelung zunächſt betroffenen Gebiete
nicht im Plenum, ſondern im Auswärtigen Ausſchuß ſtatt Fſieht man jedenfalls den kommenden Dingen mit Ernſt, aber

Man muß immer wieder ſtaunen, daß man den Unſinn einer
Fpraktiſchen Durchführung dieſer Zölle nicht begreifen will,
Zund daß man es auf einen Verſuch ankommen läßt. Dietteſer

Jn den induſtriellen

auch mit Ruhe entgegen. Leider wird man zunächſt damit
rechnen müſſen, daß das Schiebertum und Schmuggelgeſchäft
wieder aufblüht, welches nach Verbeſſerung der volizeilichen

und zollbehördlichen Kontrolle einigermaßen gedämpft wor-
den war. Da die Entente ſelbſt über die nötige Anzahl aus-
KRgebildeter Zollbeamten nicht verfügt, werden ſich die tech-

niſchen Schwierigkeiten der Durchführung ſtark vermehren.
Man rechnet mit Verzögerungen im Eiſenbahnverkehr. Die
für die Zollreviſion vorgeſehenen Bahnhöfe ſind ganz und
gar nicht darauf eingerichtet. Man wird mit ſtundenlangem
Aufenthalt bei der Erledigung der Zollformalitäten zu tun
haben und dadurch muß der Perſonen und Güterverkehr, wie
ja ſchon geſchehen, ins Stocken geraten. Jn den Kreiſen der
Londoner Kaufmannſchaft iſt man wegen dieſer Zollregelung
inzwiſchen reichlich nervös geworden. Die Vereinbarungen
beeinträchtigen die Bedeutung der engliſchen Jnduſtrie ſchon
deshalb, weil der Zollbeamte die Rechnungen ſich jetzt wird
genauer anſehen müſſen als früher und weil bei dieſer Ge
legenheit auch die Nachprüfung berechneter Preiſe möglich
und wahrſcheinlich ſein wird. Daraus fürchtet man zunächß



inmal für die Stellung Londons als Weltmarktsplay füreine n zugunſten ds neutralen Handels, in
ieſem Falle beſonders Hollands. Eine ſtarke Belebung des
eſchäftes nach und von Holland ſind als erſte Anzeichen nicht

u verkennen und unterrichtete Kreiſe rechnen, daß bei einerRndeger der Sanktionen die Geſchäfte zwiſchen Deutſchland

und Holland einen ſehr großen Umfang annehmen werden.
Es iſt erfreulich, daß bei dieſer Sachlage die Abwehrbeſtre
bungen der deutſchen Induſtrie unter einheitlicher ſtraffer
Leitung weitere Fortſchritte gemacht haben. Sie ſind der ein
zige Weg, durch den die Gefahr für die Geſamtheit einiger-
maßen gemildert und durch die der Zuſammenhalt des un
beſetzten und beſetzten Gebietes aufs Neue gefeſtigt werden

kann.
Ia

Die Kabinettsbildung in Mecklenburg.
Von der Deutſchen Volkspartei bis zur Sozialdemokratie.
N wochenlangen Verhandlungen iſt am Donnerstag inmerſeneurg ein Koalitionskabinett von der Deut

ſchen Volkspartei bis zu der Sozialdemokratie
ebildet worden. Zum Landwirtſchaftsminiſter wurde der
andidat der Dorſpartei Schul z, zum Finanzminiſter der

Sozialdemokrat Aſch gewählt.
inz Friedrich Leopold macht die preußiſche Staatskaſſerings grierrich ſchadenserſatzpflichtig.

Einer Meldung des „L.-A.“ zufolge iſt das dem Prinzen
Friedrich Leopold gehörige Rittergut Collin vom pol
niſchen Staat annektiert und dem Staatsſchatz einver-
Ieibt worden. Prinz Friedrich Leopold hat durch ſeinen
Rechtsvertreter beim preußiſchen Finan miniſterium Ein
ſpruch erhoben und das Miniſterium für den entſtandenen
Schaden erſatzpflichtig gemacht.

Neue Kriſis im Eiſen- und Metallerzbergban.
Die Forderung der 7-Stundenſchicht.

Jm Anſchluß an die Forderungen der Kalibergarbeiter ſollen
auch die Arbeiter des Eiſen und Metallerzbergbaues die ſie
benſtündige Schicht verlangen. Durch Einführung der
Siebenſtundenſchicht würden, den Aeußerungen befragter
Werkleiter im Siegerländer, Lahn und Dillgebiet und des
Mansfelder Metallerzbergbaues zufolge, dem Eiſen und Me
tallerzbergbau große Schwierigkeiten erwachſen, welche die
Aufrechterhaltung des Betriebes in bisherigem beſchränktem
Umfange noch in Frage ſtellen würde.

Die Wirkung der Siebenſtundenſchicht in den Kohlenrevieren.
Durch den Wegfall der Ueberſchichten hat in den bei-

den erſten Wochen des April die Minder förderung in
den deutſchen Kohlenrevieren 220 000 Tonnen betragen,

Die Orgeſch in Oldenburg erlaubt.
Das oldenburgiſche Miniſterium hat ſeine frühere Auf

faſſung, durch die es die Organiſation Eſcherich für Olden-
burg verboten hatte. als unhaltbar und ungeſetzlich
zurückgezogen. Darauf erfolgte die Eintragung des
vbldenburgiſchen Landesverbandes der Orgeſch in das Ver
einsregiſter.

Hölz will das außerordentliche Gericht nicht anerkennen.
Höl z, der ſeit einigen Tagen in das Unterſuchungsgefäng-

mis eingeliefert worden ift, hat bei ſeinen bisherigen Ver
nehmungen Schweigen gewahrt. Er erklärte dem Unter
ſuchungsrichter, daß er nur vor dem zufi7digen Plauener Ge
richt ausſagen werde, die außerordentlichen Ge-
richte könne er dagegen nicht anerkennen und er werde.
wenn man in Berlin gegen ihn verhandeln wolle, während der
ganzen Sitzung ſchweigen.

Die Auflöſung der V. K. P. D.
Die Mitagliederverſammlung des Ortsvereins der V. K.

V. D. Oldesloe bei Hamburg hat beſchloſſen. den Ortsverein
gufzulöſen und geſchloſſen zur alten ſozialdemokratiſchen
Partei überzutreten.

Wie der „Vorwärts“ mitteilt, iſt nun auch der kommuni-
Kiſche Reichstagsabgeordnete Reich aus der VKPD ausge
ſchloſſen worden. Es wird ihm zum Vorwurf gemacht. daß
er den Hamburger Putſch am 23. März nicht mitgemacht
hat. Wie der „Vorwärts“ dazu bemerkt. werden die
Ansgeſchloſſenen der VKPD bald eine neue Partei bilden
können. die ſtärker iſt als die Gruppe derer, von der ſie
ausgeſchloſſen wurden.
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Um Oberſchleſien.
Die Gefahr der Teilung.

Die Jnteralliierte Plebiszitkommiſſion hat ihre Arbeiten
über das Abſtimmungsergebnis abgeſchloſſen. Sie wird

in den nächſten Tagen dem Botſchafterrat ihre Meinungen
über das Ergebnis und ihre Vorſchläge über ſeine Auswer-
kung vorlegen.

General Lerond hat nach der D. T. Z.“ erklärt, daß Po
len mit voller Zuverſicht in die Zukunft blicken dürſe, da ein
großer Teil Oberſchleſiens bekimmt an Polen fallen und die
Korfanty Linie nur ganz geringen Aenderungen unterwor-
fen werden würde.

Der Pariſer Korreſpondent des „Kurier Warſzawfki“ tele
graphiert ſeinem Blatte, daß in Paris eine Konferenz der
franzöſiſchen und polniſchen Handelskammern ſtattgefunden
habe. Nach einem Referat des Kommerzienrates Dulrza
über die polniſche Valuta habe Botſchafter Noullens der
Konferenz die Verſicherung abgegeben. daß Oberſchleſien für
Volen und Frankreich in aleichem Maße bedeutungsvoll ſei.
Die franzöſiſche Regierung wiſſe. welches „Unrecht“ Polen
durch die Einreiſe der Ausgewanderten zugefügt werden ſei.
Man habe nur die Feſtlegung der Grenze bereits vbeſprochen
und könne hoffen, daß England bei der endgültigen Grenz-
feſtſetzung nicht unverſöhnlich ſein werde. Der Korreſpon-
dent des volniſchen Blattes fügt hinzu daß dieſer Erklä
rung inſofern beſonderer Wert beizumeſſen ſei, als Noul
lens vor der Konferenz mit Briand geſprochen habe.

Die Abſchnürung Oberſchleſiens vom Reiche bleibt beſtehen.

Trotz ernenter dringlicher Vorſtellungen hat di nter
ziierte Kommiſſion die zehn Tage vor dem

ritin. allo vor vor nabezu ſechs Wochen. erlaſſenen ein
Wränkenden Beſtimmungen für die Einreiſe nach Oberſchle-
en immer noch nicht aufaeboben. Die ſeinerzeit für die
Seſtimmung geltend gemachten (Hründe liegen ſchon ſeit
Wochen nicht mebr vor. Trotzdem wird die Abſchnürung
Oberichleſiens vom übrigen Deutſchland die die wirtſchaft
lichen Intereſſen der oberſchleſiſchen Bevölkerung aufs

Schwerſte ſchädigt. aufrechterhalten. Die Abſlmmtag var
der interalliierten Kommiſſion alſo nur den Vorwand zu
einer Maßnahme gegeben. die allmählich einen dauernden
Zuſtand begründen ſoll.

Die Ganktlonen.

Die Verwirrung an der Zollgrenze.
Die Zollmaßnahmen richten immer arößere Verwirrung

an, ſodaß die franzöſiſche Zollkommiſſion bereits die Perſo-
nenzugkontrolle und die Zollreviſion an den Landſtraßen auf
gehoben hat. Jm Düſſeldorfer Bezirk ſammeln ſich immer
mehr Güterzüge an. die die Bahnhöfe faſt vollſtändig ver
ſtopfen. Die Annahme weiterer Zollgüter wurde verweigert.
Die Perſonenzüge ſind ſehr ſchwach beſetzt.

Wenn die Entente die deutſche Induſtrie kapert
Der Jnduſtrielle Arnold Rechberg erklärt im Berl. Tabl.“

daß die deutſchen Induſtriellen Jntelligenzen. wenn die evtl.
Beteiligung an der deutſchen Induſtrie über ein gewiſſes
Maß hinausgehe. ihren bisherigen Wirkungskreis verlaſſen
würden. um neue Betätigungsmöglichkeiten zu ſuchen. Da
durch würden die Unternehmungen zurückoehen und nicht den
gewünſchten Gewinn für die Entente bringen.

England nuterſtützt militäriſch
die Beſetzung des Ruhrgebietes

Nach Blättermeldnugen wird Frankreich von England
auch eine militäriſche Mitwirkung bei der Beſetzung des
Ruhrgebietes fordern. Es ſollen zunächſt nur die 4 in
Oberſchleſien verwendeten Batgillone ins Ruhrgebiet o
bracht werden, da nach der Streik-Entſpannung ihre Anwe-
ſenheit in England nicht mehr ſo dringend notwendig ſei

100 ſtatt 50 Prozent in England.
Jm Mancheſter Guardian“ befindet ſich die bemerkens-

werte Mitteilung. daß von den deutſchen Waren, die dem
Exporteur vom engliſchen Käufer voll bezahlt worden ſind,
tatſächlich nicht 50 fondern 100 Prozent Jmvortabgabe er-
hoben werden. Die engliſche Verwaltung ſtellt ſich offenbar
auf den Standpunkt, daß der dem deutſchen Verkäufer wirk
lich bezahlte Preis unter allen Umſtänden nur als die Hälfte
des Kaufpreiſes zu gelten habe, ſo das eine Ware. die hun-
dert Pfund koſtet und mit hundert Pfund bezahlt worden
iſt. auch mit hundert Pfund verzoſſt werden muß. Der
wirkliche engliſche Kaufpreis einſchlief lich Abgabe beträgt
dann alſo das Dovvpelte des deutſchen Verkaufspreiſes. wo
durch die prohibitive Wirkung der Maßnahme natürlich
außerordentlich verſtärkt wird.

Erregung in engliſchen offiziellen Kreiſen.

Jn den offiziellen engliſchen Kreiſen iſt man erreot wegen
des Lärms. den man in Frankreich über die Unterredung in
Hythe macht. Man bedauere lebhaft. daß durch Uebertrei-
bungen dieſer Zuſammenkunft der Charakter einer wahren
Konferenz gegeben würde. Könnten nicht Belgien und Jta-
lien heute beunruhiot ſein. weil ihre Vertreter nicht ein-
geladen werden? Es bandele ſich nicht darum. endaültige
Entſcheidungen zu treffen, bevor die anderen Verbündeten
gehört werden.

Die Folgen des Wiedereintritts Amerikas
in den Oberſten Rat.

Ein italieniſches Blatt ſchreibt: Die Folgen, die ſich durch
den Widereintritt Amerikas in den Oberſten Rat ergeben
würden, ſeien folgende: 1. Ueberprüfung des Völkerbunds-
vertrages; 2. Wiederverknüpfung der deutſchen Entwaff-
nungosfrage mit den Kriegsſchäden der Verbündeten: 3. die
Kräftigung der zivilen Freiheit Deutſchland, aber auch des
Grundſatzes, daß Deutſchland. wenn einmal die Reparati-
onsfrage gelöſt iſt. ſeine volitiſche Freiheit nach außen wie-
der gewinnen müſſe. Freiheit bar jeder Beſchränkung und
Ueberwachung.

Poincarés Beſuch in London verſchoben,

Die „Times“ melden. daß der Beſuch Poincarés in Lon-
don infolge des Streiks der Bergleute um mehrere Wochen
verſchoben worden iſt.

J

Ruſſiſche Pläne gegen Jndien?
Einer „Nußko Ervreß“- Meldung zufolge ſind Trotzki und

Hausſrauenkalender.
Sonnabend, den 23. April 1921.

Heute findet die Ausgabe der Zuclermarken für Mai und
Juni ſowie Einmachezucker im allen Rathaus von 7—-12
Uhr und 3--56 Uhr für die Haushalte in den Straßen mit den
Anſangsbuchſtaben Q. bis einſchließlich Z. ſtatt.

Zwieback für Kinder bis zu 14 Jahren und Perſonen über
60 Jahre. Ausgabeſtelle: Firma Mohr, Gotthardtſtraße.
ger Gutſchein im Rathauſt, 1 Treppe, Zimmer 12/13 ab
holen.

Heute gelangen in den bekannten Verkaufsſtellen 50 Gr.
Butter zur Ausgabe, ebenſo auf die K-Zuſatzſettmarke
50 Gramm.

Stabtverordnetenſitzung.
Am Montag, den 25. April 1921. abends 6 Uhr findet im

alten Rathauſe eine Sitzung der Stadtverordnetenverſamm-
lung mit folgender Tagesordnung ſtatt: 1. Beitritt zum Ver
ein deutſcher Beruſfsvormünder. 2. Gebührenordnung für
das ſtädt. Krankenhaus. 3. Nachträge zur Ortsſatzung der
agewerbl. und kaufmänniſchen Fortbildungsſchule. 4. Einfüh-
rung der Schulzahnpflege. 5. Einbau eines Raumes zur
Einſtellung eines Hydrantenwagens im Straßen und Rei-
nigungsdepot Johannisſtraße. 6. Erhöhung des Schulgeldes
für die Mittelſchnle. 7. Erhöhung des Schulgeldes für das
2wzeum. 8. Satzung des Arbeit amtes für den Stadtkreis
Merſeburg. 9. Bewilligung des Gemeindeviertels mit
333 333 zur Fertigſtellung der Bauten auf Ritters Plan.
10. Bewilligung der Gemeindedarlehen zum Bau von 7
Häuſern in der Rentengutsſiedelnna l in Höhe von 98 800
und von 91 Häufern in der Rentengutsſiedelung II in Höhe
von 1126 290 A. 11. Genehmigung der Plakat- und Re-
ameſteuer-Ordnung. 12. Genehmigung der Ordnung betr.
die Beſtenerung des Wanderlagerbetriebes. 13. Genemi-
aung des Gemeindebeſchluſſes über die Erſtattung von Um-
zugskoſten an Beamte uſw. 14. Bewilligung der Mittel zur
Herſtellung von StadtNotageld. 15. Erhöhung der Mieten in
den Baracken. 16. Bewilligung von 2400 zum Ankauf
von Turm-essen. 17. Wabl eines Schiedsmannes für den

denen Ausführungen 1 200 000 Stück

J. Bezirr. Anſchließend Rindet eine geyerme rung ar
Folgende Magiſtratsbeſchlüſſe liegen der Stadtverordne

tenverſammlung zur Genehmigung vor:
Neue Ausgabe von ſtädtiſchem Notgeld.

Eine neue Ausgabe von ſtädtiſchem Notgeld ſoll veran
ſtaltet werden und zwar: Scheine zu ie 50 5 in 6 verſchie

600 000 Schein
je 25 5 400 000 Stück 100 000 A. Scheine je 20
500 000 Stück 100 000 Scheine je 10 5 500 000 Stück

50 000 Scheine je 5 5 50000 Stück 25 000 A
insgeſamt 3 100 000 Stück 875 000 A. Die für die Her
ſtellung notwendigen Koſten von rund 92000 A werden
vorſchußweiſe verausgabt und endgiltig bei der Abrechnung
nach Einziehen des Notgeldes in Rechnuna geſtellt.

Die Begründung lautet u. a.: Aus den verſchiedenſten
Kreiſen von Jnduſtrie. Handel und Gewerbe und öffent-
lichen Kallen und Banken iſt dem Maaiſtrat mitgeteilt wor-
den, daß wiederum ein außerordentlicher Mangel an Klein
geld vorhanden ſei. Die früheren Ausgaben von Merſebur-
ger Stadtnotgeld ſind durch den langen Gebrauch derartig
unanſehnlich geworden, daß es ſchon in ſehr erdeblichem
Umfange hat eingezogen werden müſſen. Es liegt daher
hier zweifellos die Sache ſo. daß bei dem außerordentlichen
Bedarf an Kleingeld beſonders auch zur Auszahlung der
Löhne an die Arbeiterſchaft die Auspräanng des ſtaatlichen
Kleingeldes bei weitem nicht genügt und eine tatſächliche
Notlage vorhanden iſt. Alle beteiligten Stellen ſind ſich da
her darüber einig, daß hier ein ganz beſonderes Bedürfnis
zur Beſchafſung von Stadtgeld wiederum vorliegt.

Die Neuausgabe von Stadtnotgeld, welche die Stadt jetzt
vornimmt. iſt nach Entwürfen des bekannten Malers Akfred
Weßner hergeſtellt. Es werden 6 verſchiedene Ausgaben von
50 Pfa.-Scheinen veranſtaltet in 3-Farbendurck, welche fol-
gende Anſichten von Merſeburg. von Weßners Künſtlerhand
ſofort in der richtigen Größe gezeichnet enthalten: Rathaus,
Schloß, Schloßhof. Dom, Altenburg und Herzog Chriftian.
Die Scheine im Worte von 5, 10, 20 und 25 Pfennig zei
gen folgende mit der Geſchichte Merſeburags verbundene Bil-
der: Heinrich den Erſten, den Finkler, den Gründer Merſe-
burgs, Wilhelm, den Geigenherzog von Merſeburg. den
Biſchof Thilo von Trotha von Merſeburg. an den ſich die
bekannte Rabenſage anſchließt, und das Portal des alten
Rathauſes, aus dem gerade ein mittelalterlicher Bürger
meiſter hergaustritt. Die Rückſeite zeigt den Biſchofsſtab der
alten Biſchofsſtadt Merſehurg, in dem der Rabe mit dem
goldenen Ring ſitzt. Jede Serie der 50 PfaScheine und
die kleineren Scheine erhalten fortlaufende Nummern au
ßerdem, den Nummern vorausgeſetzt, Unterſcheidungsbuch-
ſtaben. welche, beginnend mit dem 5 Pfa.-Schein. wenn
man die ganze Serie des Notgeldes hintereinander legt, das
Wort: Merſeburg (Saale)“ ergibt. Die kleineren Scheine
ſind im 2-farbendruck aus gefertigt. (Das Bedürfnis für eine
Neugausgabe von Vapiergeld können wir beim beſten Willen
nicht an erkennen. D. Red.)

Neuban von 7 Häuſern in der Rentengutsfieselung I.
Dem Magiſtratsbeſchluß vom 5. April 1921 ſoll beigetre-

ten werden.
Die Rentenguts geſellſchaft Merſeburg will im kommenden

Jahr die Siedelung Merſeburg 1 durch Erbanung der reit-
lichen 7 Häuſer vervollſtändigen und außerdem nach Nah
gabe der verfügbaren Mittel mit der Erbauung der Siede-
lung II an der Schkopauer Grenze beginnen. Sie hat zu
dieſem Zwecke beig der Regierung den Antrag, auf Gewäh
rung von Baugelderzuſchüſſen in Form der ſogenannten
Landesdarlehen beantragt und zwar unter Zuarundelegung
der höchſtmöglichen Einheitsſätze. die auf Grund der be
ſtehenden Beſtimmungen Bauunternehmern gewährt werd
können. Die Gewährnng dieſer Landesdarlehen iſt bdeſtim
mungsgemäß davon abhängig daß die Gemeinde, in welcher
gebaut werden ſoll. als Trägerin des Beihilſeverfabrent
außer dem Landesdarlehn ein Gemeindedarlehn bewilligt
welches mindeſtens des Landesdarlehns betragen muß.
Es iſt deshalb erforderlich. daß die Stadtaemeinde Mer
ſeburg ſich zunächſt über Gewähbrung ihres Gemeindevarlehns
ſchlüſſig macht. ehe die Rentengutsgeſellichaft Merſeburg mit
Ausſicht auf Erfolg ein Landesdarleben bei der Regierung
beantragen kann. Die von der Rentenautsgefellſchaft bear
tragten Landesdarlehn beziffern ſich für die Siedelnng l
auf 286 400 A. und für die Siedelung II auf 3377 592
Zu dieſen Summen müßte die Stadt ihres Betrages auf
bringen. Dieſes ſtädtiſche Drittel würde demnach betragen
bei Siedelung I 98 800 und bei Siedelnng II 1126 200 4.

Erhöhung der Mieken in den Baracken,
Die Mieten ſür die Wohnungen in den Baracken an der

weißen Mauer und an der Gasanftalt ſollen vom 1. Mal
1921 ab von 5 auf 7.50 ie Ouadratmeter Wohnungs«
fläche erhöht werden.

(Ueber die Begründung und die weiteren Vorlagen der
Magiftrats werden wir morgen berichten.)

Abgabe der „Einkommenſteueretklärung“ und die
„Einkommenſteuerveranlagung“.

Ueber dieſe Themata ſprach geſtern abend im Tivoli
vor überfülltem Saale Regierungsrat Bröſe vom Merſe-
burger Finanzamt. Einganas ſeiner Ausführungen wies der
Redner darauf hin, daß in der vor einigen Tagen ſiattge-
fundenen Dr. Rademacher- Verſammlung der Wunſch ge
äußert worden fei. das Finanzamt ſolle ſelbſt in einer eige-
nen Verſammluna ihre Anſichten in den betreffenden Steu
erfragen den Einwohnern mitteilen: dieſem Wunſche ſei nun
Rechnung getragen worden. Reagierungsrat Bröſe führte
dann aus: Es iſt nicht zu leuanen, daß die Stemerlaſt er
beblich iſt. ober die Lage im Reich erfordert ſie. Die gleich
mäßige Beſteuerung aller iſt die Hauptpflicht der Finanz-
ämter. Falſche Angaben bei der Steuererklärung ſind von
ſchlimmen Folgen für den Betreffenden. Wenn ſie entdeckt
werden, wird das nicht angegebene Vermögen beſchlag-

nahmt. Ferner wird es auch beſteuert, als wenn es noch
im Beſitze des Betreffenden wäre. Endlich wird auch noch
eine Strafe nach der nicht angegebenen Summe bemeſſen.
Redner ſprach nun von der Ertraabarkeit der Steuer und
ging dann das Steuererklärungsformular durch. indem er
erlänuternde Bemerkungen gab. In der Dr. Rademacher-
Verſammlung iſt geſagt worden. daß nicht alle Fragen be
antwortet zu werden brauchten. Es müſſen jedoch nach Mög-
lichkeit alle Fragen beantwortet werden. Dies erſpart dem
Finanzamt viel Arbeit und liegt auch im Intereſſe des Pub
lilums. Auch diejenigen. die ein Einkommen von 10 000
nicht haben, müſſen eine Steuererklärung abgeben entgegen
einer früheren Beſtimmung: denn wie ſoll das Finanzamt
dann die Betreffenden veranſchlagen? Bei verſpäteter Ab
gabe der Steuererklärung erfolat ein 10prozentiger Zuſchlag
Unter Werbungskoſten fallen auch die Revparaturkoſten. Die
termietung möblierter Zimmer fällt unter den Abſchnitt

Gewerbe. Einkommen aus Gewerbebetrieben.
Die Einnahme darf nicht dadurch berechnet werden. daß
man von den Einnahmen die Ausgaben abzieht. Wichtig
iſt auch der Unterſchied zwiſchen Wiederherſtellung und Neu
einrichtung. Beide Dinge müſſen eingehend geprüft werden.
Der Redner betonte nun die aute Buchführung vor allem
im Gewerbe. Von der Steuerbehörde wird nur eine ſolche
Buchfübrung anerkannt, die beweisfähig iſt und erkennen
läßt. daß ſie im Intereſſe des Steuerpflichtigen erfolat i



chfüh rungen vereidigter Bucherreviſoren nd auch mich
er beweisfähig. da dieſe die Unterlagen vom Steuer

fkichtigen bekommen. Auch die Unterlggen müſſen beweis-
kräftig ſein. Wenn keine Bücher vorhanden ſind, müß Schät
zung des Finanzamtes eintreten. Demienigen, bei dem die
Schätzung vorgenommen wird. ſteht nur der Beſchwerdeweg
an das Landesfinanzamt in Magdeburg offen. Wenn ein
Einkommen zu gering angegeben iſt. ſo beruht das meiſtens
auf Fehlern; es ſind z. B. Neueinrichtungen als Ausgaben
eingeſetzt. Jn dieſem Falle muß ſtets eine Gegenprobe ge
macht werden. Bei Abſchreibungen iſt ſtets vom Anſchaf
fungswert auszugehen. Wenn Lebensverſicherungen aus der
Geſchäftskaſſe gezahlt werden. und auf dem Rückkaufswert
ab geſchrieben werden, ſo iſt dies unzuläſſig. Derartige Sa-
chen ſind beſonders einzuſeßen. Einkommen aus Ar-
beit. Teuerungszulagen. die noch im vorigen Jahre ſteuer-
frei waren. werden nunmehr auch beſteuert. Alles, was
vom Arbeitgeber vergütet wird. iſt ſteuerpflichtig. Beim
Aufwand an Arbeitskleidung kamen bisher nur die Berag-
arbeiter in Betracht. Es handelt ſich hier ſtets nur um
einen Mehraufwand. Die Lohnabzüge ſind auch im
Formular mit anzugeben. Ein ſteuerfreies Exiſten z-
minimum, wie es früher beſtanden hat, aibt es nicht
mehr:; doch werden die in Frage kommenden Perſonen vom
Finanzamt berückſichtigt werden.

Jm Anſchluß an die Ausführungen des Regierungsrates
Bröſe gaben die Herren Erſter Bürgermeiſter Hertzog und
Rechtsanwalt Dr. Hannß noch einige Erklärungen ab
über den Paragraphen 59a in der Novelle zum Reichsein
kommenſteuergeſetz. Nach einer längeren Pauſe beantwortete
Regiernngsrat Bröſe eine Reihe bei ihm abgegebener Fra-
gezektel. In der Diskuſſion bemerkte ein Herr. man ſei
auch nach dieſem zweiten Vortrage über die Steuererklärung
noch ebenſo ſchlau wie vorher. Kurz nach 2811 Uhr wurde
die Verſammlung geſchloſſen.

Stundung der GErundwertſteuer.
Der Magiſtrat lehnt die bei ihm abgegebenen Anträge

der Stundnna begehrt. den Nachweis, daß er nicht in der
zungs gebühren ab und erwartet von dem Steuerpflichtigen,
der Stiundung begeht. den Nachweis. daß er nicht in der
Lage iſt, die ſchuldigen öffentlichen Abgaben zu zahlen.

Kriegner'ſches Stipendium.
Der Magiſtrat teilt uns mit: Die Zinſen der Kauf

Kriegner'ſchen Stiftung im Betrage von 150 ſind
zu vergeben. Die Stiftung hat den Zweck. fünf hier wohn-
haften auf hieſigen Schulen gebildeten. hemittelten Kauf
mannslehrlingen zu ihrer weiteren Aus iloung eine Bei-
Hilfe zu gewähren. Verwandte des Stifters werden bevor
zugt. Geſuche um Verleihung eines Stivendiums ſind mit
dem letzten Schulzeugnis (Abſchrift) unter Angabe der Lehr
ſtelle binnen 2 Wochen beim Magiſtrat einzureichen.

Die Miſſionskonferenz in der Provinz Sachſen
hat ihre 43. Tagung am 17. urd 19.—-21. April unter Vor
ſitz von Geheimrat Prof. D. Hausleiter- Halle in Halle ge
halten. Die oeſomte Miſſionstgaung ſtand unter dem Glau-
ben wort D. Luthers, das immer wieder hindurchklang:

Percht Feld muß er behalten“. Im aanzen zählten wir 25
erſchiedene Veranſtaltungen. Nachdem die Vorverſamm-

Bingen. an deren Spitze der Halliſche Verein für ärztliche
Miſſion mit dem Vortrag von Präſes Riecke-Tungkun Er
ſahrungen der deutſchen ärztlichen Miſſion in Tungkun“,
Miſſionskindergottesdienſte und Teilkonferenzen der verſchie-
Denen Miſſionsgeſellſchaften die Geſamttaqung eingeleitet
hatten, fand am Dienstag in der Marienkirche der Eröff-
nugsgottesdienſt ſtatt. Stiſtsprediger Otto- Eiſenach rief
mit kraftvollem Wort der großen Miſſionsgemeinde auf
grund von Matth. 10, 32.33 die Loſung der Chriſtentums-
miſſion zu. Das Bekenntnis bleibt Beruf und Kraft aller
Jünger Jeſu. Die erſte Abendverſammlung der geſamten
Konferenz. die unter dem Vorſitz von Superintendent Mein
hoſHalle im Neumarkſchützenhaus tagte, brachte einen Vor
trag des Leipziger Miſſionsdirektors D. Paul über die
Eigenart des deutſchen Miſſionsbetriebes“. Sie beruht auf
dem deutſchen Volkstum und der deutſchen Miſſionsgeſchichte.
Die Gedanken des Vortrages wurden in der Ausſprache
durch Prof. D. Richter-Berlin, Miſſionsdirektor Knak-Berlin
und Prof. D. Haußleiter vertieft und ergänzt. Weil wir
Zeugen ſein wollen, müſſen wir auf unſere Gabe achten die
uns in der deutſchen Reformation geſchenkt iſt. auch unſere
Dchranke ſehen und die Gabe der anderen ruhig würdigen.

Die Hauptverſammlung am Mittwoch wurde mit einer
bibliſchen Anſprache von Propſt Dr. Feronias eröffnet: Die
Liebe Gottes ſteht nicht in den Gedanken unſeres Herzens.
ſondern in dem, was Gott uns gaibt. Der Vorſitzende ge
dachte in ſeinem Begrüßungsweort mit warmen Worten der
Kaiſerin als der treuen Miſſiensferundin und des verſtor
benen Miſſionsinſpektors D. Frohnmeyer. Generalſuverin
tendent D. Schöttler-Maodeburg überbrachte die Grüße des
Evangeliſchen Konſiſterinms. Den Hauptvortrag hielt Pri-
vatdozent Dr. Oehler-Tübingen: „Die deutſche Miſſions-
arbeit und die chineſiſche Kultur“. Aus den reichen Er
fahrungen ſeiner 13fährigen Miſſionsarbeit ſchilderte er aus
genauſter Kenntnis der hohen Geiſtesblüte chineſiſcher Kul-
iur und der Wirklichkeit des Volkslebens den tatſfächlichen
Zuſtand der Gemeinden ſowie der Stellung der Miſſionare
zur chineſiſchen Kultur, um demcegenüber deutlich zu machen.
wie das Evangelium die chineſiſche Kultur, von innen her
aus zu überwinden und neu zu ſchaffen vermeg.

Am Nachmittage beſchäftigte ſich die Agentenverſammlung
mit dem von P. GueinziusRieda behandelten in die Pra
ris einſführenden Thema: Was können wir aus dem letzt
jährigen Provinziolſynodalbericht und der Tabelle lernen.
n. der Lehrermiſſionskonferenz ſprachen Miſſionsinſvektor
Slüer-Berlin über die „Vedeutung der Pietät im chineſi
ſchen Geiſtesleben“ und Geh. Studienrat Dr. Funk-Maade-
burg über „Erziehung zur Ehrfurcht und Pietät in unſerer
deutſchen Schule. Den Abſchluß des Haupttages bildete
die zweite allgemeine Abendverſammlung im Dom, in der
Miſſionar Heil einen Rückblick auf unſere oſtafrikaniſche Miſ
ſionsarbeit bot. Miſſionsdirektor Fd. Fries-Barmen in an
ſchaulicher Weiſe über die Siege des Evangeliums auf Nias
berichtete und Stiftsprediger Otto- Eiſenach der Verſamm-
lung ein kraftvolles Schlußwort mitgab. In aller Not und
Trauer der Zeit wollen wir das Lutherbekenntnis der 43.
Miſſionskonferenz dankbar feſthalten, ſtändig vertiefen: das
Feld muß er behalten das Reich muß uns doch bleiben!

vvòkß ü -—mäm—

Aus Provinz und Reich
Kommuniſtiſcher Terror bei Schafſtädt.

c Schafſtädt, 22. April. Die unter dieſer Ueberſchrift in
Nr. 88 unſerer Zeitung erſchienene Notiz entſpricht. wie wir
von beteiligter Seite erfahren, nicht den Tatſachen.

Verſchiedenes.
Könnern. 21. April. Die in den letzten Nächten ein

getretenen Fröſte haben in den Gärten und Plantagen vie
len Schaden angerichtet guch das Sommergetreide hat ge
litten. Bei der Verpachtung der parzellierten Ratswieſe.
lam es auch diesmal wieder zu Meiſterſtücken der Ueber
bietungskunſt, ſo daß die kleine Wieſe der Stadt einen Er

Letzte Depeſchen
Amerika lehnt das deutſche Vermittlungsgeſuch ab.

Waſhington, 22. April. (Reuter). Die Regierung hat
Deutſchlands Bitte, Harding möchte in der Reparationsfrage
vermitteln, abgelehnt, jedoch eingewilligt, wenn Deutſchland
eine geeignete Unterlage für Verhandlungen biete, in Erwä-
gung zu ziehen, die Sache zur Beratung der Alliierten zu
bringen in einer für dieſe annehmbaren Weiſe, damit die
Verhandlungen ſchleunigſt wiederaufgenommen werden kön-
nen. Hughes Note ſpricht erneut die Hoffnung aus, daß
Deutſchland ſchnell für eine Verhandlungsgrundlage geeig-
nete Vorſchläge formulieren werde.

Die zweite Note auch bereits beantwortet
Paris, 22. April. Der Berliner Vertreter des „Matin“

will wiſſen daß die Antwort der Waſhingtoner Regie
rung auf die deutſchen Vorſchläge bereits in Berlin
angekommen ſeien. Aus ſicherer Quelle will der Vertreter
des Blattes erfahren haben. daß die Vereinigten Staaten
ſich damit einverſtanden erklären würden, die Schulden
der Alliierten auf Deutſchland zu übertragen unter der
er gtticcen Bedingung, daß die Alliierten Bürgſchaft
eiſten.

„Echo de Paris glaubt zu wiſſen. daß das Stagatsde-
vartement in Waſhington eine Note Deutſchlands über die
Reparationsfrage erhalten. Hughes aber ſich geweigert hat,
ſie zu diskutieren.

Eine zweite Note an die Reparationskommiſſion
Berlin, 22. April. Wie verlautet, ſoll heute eine zweite

Note der deutſchen Regierung zur Abſendung gelangen, und
zwar an die Reparationskommiſſion mit Vorſchlägen für den
Wiederaufban der zerſtörten Gebiete. Jn dieſer Note wird
ſich ein Hinweis auf die Tatſache befinden, daß Deutſchland
inzwiſchen einen anderen Schritt zur Herbeiführung einer
Verſtändigung mit den Alliierten unternommen hat.

Die Ausdehnung der neuen Beſetzung.
Pari s8, 22. April. Das „Echo de Paris“ meldet über

die Grenze des beabſichtigten Vorgehens im Ruhrgebiet. die
Sachverſtändigen der Alliierten hätten ſich nicht in der Frage
des Ueberareifens nach Weſtfalen ausgefnrochen, da nur
die Regierungschefs letzten Endes entcheiden könnten, ob man
auch anf Hamm die Hand legen ſolle. Die Beſekungslinie
nördlich Düſſeldorf würde längs der Lippe ver-
laufen bis vor vder hinter Hamm. Dann würde ſie im ſchar-
fen Winkel über Unnag nach dem Rhein verlagufen, wobei
ſie Elberfeld mit ſeiner bedeutenden Textilinduſtrie e i n-
ſchließen und dem linken Wupperufer folgen würde, wo
bei die Beſetzung der wichtie ken Fluß- und Eiſenbahnſtg-
tionen Dorten, Lünen, Unng und Hagen ermöglicht
würde. Da die großen Linien Ruhrort und Düſſel-
dorf unter Aufſicht der Alliierten ſtünden, würde die Ueber-
wachung des geſamten Verkehrs des Ruhrbeckengs feſt in der
Hand der Alliierten ſein. Die für die Beſetzung nötigen
Truppen ſeien von Foch auf 80 000 Mann geſchätzt worden.

Annahme der Ausſuhrabgabe
auch im franzöſiſchen Senat.

Paris, 22. April. Der franzöſiſche Senat hat den Geſetz
entwurf über die fünfzigprozentige Abgabe angenommen.

Die nächſte Tagung des Völkerbundes im Jnni.
Büſſel, 22. April. (Eig. Drahtber.) Das Sekretariat des

Völkerbundes hat unter dem Vorſitz Adors beſchloſſen, die
nächſte Vollver ſammlung im Juni in Genf abzuhalten Die
Tagesordnung iſt folgende: Die Zuſätze zum Völkerbundsver-
trag, Einſchränkung der Rüſtungen, Wirtſchaftliche Blockade,
Das Recht der Minderheit, Die Frage der Mandate und die
Propaganda zur Verbreitung der Arbeit des Völkerbundes.

Abrüſung?
Paris, 22. April. Der amerikaniſche Kriegsſekretär hat die

Bildung eines Kriegsgeneralſtabes bekanntgegeben. Chef
dieſes Generalſtabes wird General Perfhing, der im
Kriegsfalke die militäriſchen Operationen leiten würde. Der
neu geſchaffene Kriegsgeneralſtab werde ſich mit rein ſtrategi-
ſchen Fragen zu befaſſen haben, während der ſchon beſtehende
Generalſtab weiterhin die Leitung der inneren Heeresorga-
niſation der Friedenszeit behalten wird.
e e

richtet.

Miniſterpräſident Stegerwald vor dem Landtag
Berlin, 22. April. (Eig. Drahtber.) Den Miniſterpräſident

Stegerwald ſtellte heute vormittag dem Landtag das Kabinett
vor. Er dankte zunächſt für das durch die Wiederwahl bewie-
ſene Vertrauen und ſagte auch den ausſcheidenden Miniſtern
Dank für ihre hingebende Arbeit, die ſie dem Stagte geleiſtet
hätten. Der Miniſterpräſident verlieſt dann die Liſte der Ka
binettsmitglieder und fügt hinzu, daß er ſelbſt beabſichtige,
neben dem Poſten des Miniſterpräſidenten das Amt des Wohl
fahrtsminiſters zu übernehmen. Zu dem Programm der Re-
gierung bemerkte er einleitend, daß es der gegenwärtigen
Lage angepaßt werden müßte. Was das Gebiet der inneren
Politik anbetrifft, ſo ſtehe die Regierung auf dem Boden der
Reichs und preußiſchen Verfaſſung. Sie ſei entſchloſſen, dem
Volke die ſich ſelbſt gegebenen Geſetze gegebenenfalls mit allen
Mitteln zu verteidigen. Sie ſtützt ſich dabei auf die Pflicht
treue der Beamten. Entſprechend dieſen Grundſätzen wird
das Miniſterium auch nach Möglichkeit eine Reform der Ge-
meindeverwaltungen und des Geſetzes über die Provinzial
gutonomie ſobald aſs möglich durchführen. Des weiteren wird
ſie beſfreht ſein. Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten,
was jedoch nur möglich ſein wird, wenn das Miniſterium das
Vertrauen der Volks gemeinſchaft beſitzt. An den durch das
Reich betriebenen Juſtizreformen wird ſich Preußen ebenfalls
nach Kräften beteiligen. Handel und Gewerbe können auf
beſtmögliche Unterſtützung rechnen. Beſonders wird ſich die
Regierung die Erhaltung eines lebensfähigen Mittelſtandes
angelegen ſein laſſen. Schieber- und Wuchertum werden nach
drücklichſt bekämpft werden. Die Gegenſätte zwiſchen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern ſollen ebenfalls nach Möglichkeit
gemildert werden. Jn Bezug auf das Schulweſen erfolgt
Förderung der weltlichen neben den Simultan- und konu-
feſſionellen Schulen. Die Frage des Katholizismus müſſe
neu geregelt werden.

Der Leiter der Thüringer Stagtspolizei „benrlanbt“
Weimar, 22. April. Der Leiter der Stgatspolizei für Thü-

ringen, Maior Müller-Brandenburg, iſt laut Bekanntmachung
der Staatsregierung auf unbeſtimmte Zeit beurlaubt worden.
Die Urſache dieſer Beurlauhung wird hier in dem Eintreffen
einer aus Berlin vom Reichsminiſterium des Jnnern ent-
ſandten Kommiſſion erblickt. welche zum Zwecke der Unter-
ſuchung der Verhältniſſe bei der Thüringer Stagatspolizei nach
Weimar gekommen war. Man nimmt an, daß der Urlaub
des i pors zu ſeinem Ausſcheiden aus ſeiner Stellung füh-
ren wird.

Eiſenbahnmaterial anſtatt Pferde.
Belgrad, 22. April. (Eig. Drahtber.) Die ſerbiſche Regie

rung hat das Angebot der deutſchen Regierung, anſtelle von
10 000 Pferden Eiſenbahnmaterial zu liefern angenommen,

Die erſten Kriegsverbrecher vor dem Reichsgericht.
Leipzig, 22. April. Ende Mai werden die erſten Kriegs
verbrecher zur Aburteilung kommen und zwar gegen den frü
heren Unteroffizier Heiz u, den Hauptmann Müller, den
Soldaten Neumann und gegen den Geheimvoliziften
Ramdohr wegen Ueberſchreitung amtlicher Befugniſſe
bezw. Gefangenenmißhandlung.

Die Flucht ans der V. K. P. D.
Berlin, 22. April. Nach dem „Vorwärts“ erklärte der kom

muniſtiſche Reichstagsabgeordnete Teubert aus Bochum
ſeinen Austritt aus der kommuniſtiſchen Fraktion. Er legt
Mrta ag jedoch nicht nieder und gehört vorläufig keiner

artei an.
England mit den ruſſſſchen Handelsbeziehungen

zufrieden.

London, 22. April. Jm Unterhauſe wurde von Regie-
rungsſeite erklärt, die engliſche Regierung habe keinen Grund,
ſich über die Art und Weiſe, wie die Beſtimmungen des eng-
liſchruſſiſchen Handelsabkommens ausgeführt werden, zu be
llagen.

Die Bolſchewiſten hauſen in Armenien.
London, 22. April. Die Stadt Eriwan ſteht in Flam

men. Die Bevölkerung flüchtet vor den Bolſchewiſten in der
Richtung auf Fangezur und wird von der Nachhut des arme-
niſchen Heeres geſchützt. Die Bolſchewiſten haben die her-
vorragendſten politiſchen Anhänger der demokratiſchen arme-
niſchen Regierung, darunter mehrere Abgeordnete, hinge-

un

trag von über 4000 erbrachte. Ein viele Jahrhunderte
beſtehendes ſegensreiches Jnſtitut. das von Gebhard von
Conre im Jahre 1472 am Bernburger Tore erbaute, dem
beiligen Ankonius geweihte Hoſpital St. Ankonii, geht
ſeinem Eingang entagegen, da die vorhandenen Kapitalien
nicht mehr mit den enormen Ausgaben im Einklang ſtehen.
Vielleicht finden ſich Menſchenfreunde, die das Haus finan-
ziell unterſtützen.

Ein altertümlicher Geldfund.
Pößneck. 21. April. Ein altertümlicher Geldfund wurde

im benachbarten Schweinitz beim Abreißen eines alten Hau-
ſes durch den jetzigen Eigentümer Machold gemacht. Es
wurden zwei nocha ut erhaltene Tontöpfe mit alten Geld-
ſtücken gefunden. Es handelt ſich um Münzen aus den
Jahren 1576, 1600 bis 1700 uſw. Die jüngſten der Mün-
zen datieren aus den Jahren 1807 und 1308. Eine ein-
zige Goldmünze ſoll aus dem Jahre 1717 ſtammen. Alles
übrige ſind Silbermünzen in der ungefähren Größe von
Fünf-, Drei- und Eine-Markſtücken und kleiner. Die Mün-
zen ſind zu einem auten Teile noch ſehr wohl erhalten, ſo
daß die Jahreszahlen und die alte Schrift leicht lesbar ſind.

Großer Heidebrand.

Hannover. 24. April. Jm Landkreis Lehe (Provinz
Hannover) entſtand ein großer Heidebrand. Große Wald-
und Heidebeſtände wurden zerſtört. Ein Jnterniertenlager. in
dem 5090 gefangene Bolſchewiſten untergebracht ſind, ſtand in
größter Gefahr. Dem Eingreifen von 1200 Bolſchewiſten
gelang es, das Feuer zu erſticken.

Ein Stadtamtmann.
Sommeberg., 21. April. Der Gemeinderat beſchloß die

Anſtellung eines juriſtiſchen Magiſtratsbeirats mit dem Ti-
tel „Stadtamtmann“. Beagründet wird die Anſtellung damit.
daß der Stadt durch das Mieteinigungsamt, das Kauf-
manns- und Gewerbesoericht uſw. ganz erhebliche Koſten er-
wachſen. Diele neue Kraft ſoll den verſchiedenen Gerichten
vorſtehen und aleichzeitig das Wohlfahrtsamt und das
Schlichtunasamt übernehmen. Jn Sonnebera ſoll ein

Reichsbankgebäude errichtet werden. Dazu ſoll die Stadt
einen Zuſchuß gewähren und zwar 10iährige Steuerfreiheit
und zur Verfügungſtellung eines 600 QOm. aroßen Bau-
platzes. Der Gemeinderot gab dazu ſeine Zuſtimmung. Die
hieſigen Bankinſtitute ſollen zur Koſtentragung mit heran
gezogen werden.

Eiſenbahnunglück bei Wolmirſtedt.
Wolmirſtedt, 22. April. Geſtern morgen fuhr eine aus

Magdeburg kommende Lokomotive auf den auf dem zweiten
Gleiſe des Bahnhofs Wolmirſtedt haltenden Perſonenzug 481
auf. Der Perſoyenzug war mit Paſſagieren überfüllt. Der
Führr der aus Magdeburg kommenden Lokomotive ſah ſich
außerſtande. die Lokoemotive rechtzeitig zum Stehen zu brin-
gen. Er ſtellte den Dampf ab und rettete ſich durch Abſprin
gen. Mit voller Wucht raſte nun die führerloſe Lokomotive
in dä haltenden Arbeiterzug hinein. Mit lautem Knall ſtießen
beide Lokomotiven zuſammen und die drei nächſtfolgenden
Perſonen waren bohrten ſich ineinander. Den um Hilfe
ſchreienden Reiſenden des Perſonenzuges, vornehmlich Schul-
in den haltenden Arbeiterzug hinein. Mit lautem Knall ſtießen
mern. Zwanzig Reiſende wurden leicht verletzt, ein Reiſen-
der ſchwer. Die Verletzten wurden dem Krankenhauſe zuge-
führt. Der Materialſchaden iſt bedeutend. Der Verkehr konn-
te nach baldiger Beendigung der Aufräumungsarbeiten wie
der aufgenommen werden.

Zugentagleiung,
Braunſchweig. 21. April. Zwei Verſonenwagen des

DZuges 41, der geſtern vormittag 11 Ubr 27 Minuten nach
Magdeburg abfuhr. entoleifen bei der Ausfahrt aus dem
hieſigen Hauptbahnhof. Perſonen kamen nicht zu Schaden.
Die beiden Wagen mußten abgehöngt werden. Mit ein
ſtündiger Verſpätung fuhr der ung dann ab.
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Meuschau, den 21. April 1921.
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des Neumarkt- Friedhofes statt.

Statt besonderer Anzeige.
Heute nachmittag 5 Uhr entschlief nach kurzem aber

schweren leiden unser lieber Bruder, unser guter Onkel, der

Richarck Schmidt.
Im Namen der Hinterbliebenen

Paul Schmickt.
Die Beerdigung findet Montag 3 Uhr von der Kapelle

Seriöſe Großfirma [handelsger. eing.] ſucht zur
Erweiterung d. Beiriebsapitals

K. 2009 000.
auch in Teilabſchnitten gegen gute Sicherheit und
hohe feſte Zinſen. Kriegsanleihe wird evtl. zum
Nennwert angenommen. Strengſte Diskretion zuge-
ſichert. Gefl. Angebote unt. B. 647 an Allge
me. nes Anzeigen Büro, Leipzig, Markt 10.

igarren
igaretten
in gross er Auswahl

kauft man vorteilhaft bei

Arthur Meier
Merseburg, am Bahnhof 4.

Vereinsabzeichen

EBmailile Prügung
Muſterblatt umſonſt.

W. Ober, Leiprlg- Co.

G R I. D
von 100--30000 Mark er-
halten ſolide Leute jeden
Standes durch P. Lubach,

Berlin-Steglitz,
Schildhornſtraße 72.

Anfrag. Marken beifügen

Eine gebrauchte
Nähmaſchine

ſteht zum Verkauf
Günthersdorf Nr. 41.

Metallbetten tat
matratzen, Kinderbetten,
Polſter an Jedermann.
Katalog frei. Eiſenmöbel-
fabrik Suhl i. Thür.

Preisahhai woran
Verkaufe Sonnabend auf dem Wochenmarkt

und im Geſchäft
prima

J ceräuderten hoden feten Syett Pfl.

Kräuhertes hode Raudfſeish Pl.

H. Gaudernack, Merſeburg. Johaunisſtr. 2

„Dlcke
wieder eingetroffen.

Robert Müller,
Merseburg, Neumarkt 23.

Salemn“

Pina —ener Hahao

Haferkakao
Reines

Schokoladenpulver
Große Auswahl in

Tafel Schokolade

Malzbonbons
Himbeerbonbons

Gefüllte
Seidenkiſſen

Täglich
friſchgebrannten

Kaffeeempfiehlt
Martha Hoffmann

Reichardts
Schokoladengeſchäft

Gottharotſtr. 14.

Chaiſelongue

(neu) billig zu verkaufen.
Oberaltenburg 17 I.

Wer verkauſt
Wir ſuchen verkäufliche
Häuſer, Villen

mit oder ohne Geſchäft
Penſionshäuſer, Gaſthöſe,
Hotels, Fabriken, Ziege-
leien, Mühlen, Güter,
Landwirtſchaften uſw. zur
Unterbreitung an vorgem.
Käufer. Angebote nur
von Beſitzern.

C. H. Hülße Co.
Zweig- Direktion

Braunſchweig.

HRenſtmädchen erhält,

wer die Unſtrut- Zeitung
Lancha

zur Jnſertion benntzt.

Kurhaus Bad Dörrenberg

Sonnabend d. 23. April
von abends 7 Uhr ab

Kränzchen
Sonntag, großer

Feſtball
von Nachmittag 4 Uhr ab.

ierzu ladet freundl. ein
Der Vorſtand, Der Wirt.

Sehr beſt
allen Frauenkreisen a.
der Zeit der m r

oheit besonders wertvol

i Au,das Jugend Moden-Album,
das Favorit- Handarbeiis-

Grosse Neuein gänge
in hervorragend schönen

Frühjahrsmänteln:

x und Gar xwo„Funkenvburg“
Sonnabend großer Ball.von 7 Uhr ab:

Kiesjährige Hammellämmer

gibt noch ab

Rittergut Werder
bei Merſeburg.

G BBIBEB.BEBSSW Der freihändige 2
3 eLämmerverkaufs

W vonca. 100 Hammel- und 30 3 bbenlämmern S

beginnt Dienstag, den 23. April 1921.
e

J KNittergut Kriegsdorf S t

Kreis Merſeburg.

G
Wieſen-Verpachtung!tefen- d. erpal 11378
Sonnabend, den 23. d. Monats nachm. 5 thr,

werde ich im „Kaſfeehanſe“ zu Menſchau
ca. 9 Morgen Wieſe

am Löpitzer-Wege und am Fürſtendamm gelegen
dem Herrn H. Eichhorn, hier, gehörig, und

ea. 5 Morgen Wieſe
in Meuſchauer- u. Löſſener-Flur gelegen der

Frau Kürbitz, Zeddenbach, gehörig, zu 1 in 2 Plänen
und zu 2 in 4Parzellen auf 1 Jahr öſentlich meiſt-
bietend verpachten.
J. A.: Albert Franke, beeidigter Anktionator.

Ferner kommen zur Verpachtung:
ea. 10 Morgen, Frau Gu sbeſitzer

Meuſchau, gehörig,
ea 13 Worgen, Herrn Gutsbeſitzer H. Hoffmann,

WMeuſchau gehörig,
ea. 4 Morgen, Herrn Gutsbeſitzer O. Götze, Meuſchan,

gehörig,
ca. 6' Morgen, Herrn Bürovorſteher Kleinſchmidt,

hier, gehörig,
Reinhardt,Morgen, Frau

Clobicau, gehörig.
Die Wieſen liegen z. gr. Teile in Meuſchaues

Flur, der Reſt an Schmidöt's Ziegelei. D. O.

Oeffentl.

BEBBBSBES

2

Hauptmanu,

ea. 2 Gutsbeſitzer
m

seidene und imprägnierte Mäntel
Gummi-, Reise- und Staubmäntel
Kostüme Röcke Blusen.

Verkauf r 27zu den niedrigsten Tagespreisen.

Orro Dobkowitz.
Merseburg Entenplan.

Beachten Sie die neuen Auslagen
in meinen Schaufenstern,

Album, Preis je Mk. S.
postfrei Mk. 5.40 der inter-

nat. Schnittmanufaktur,
Dresden-N. 8.

ach Favorit-Schnitimustern
au schneidern ist sparsam und
Ieicht. Alles sitzt und zeugt
on Geschmack. Besonders

zu emptehleo:

ösfer, Der selbstge-
machte Straßenschuh.
Eine Anleitung 2. Seldst-
herstg. v. honen Straben-
a. Halbschuhen aus Stoff-
resten und Leder-Brsatz-
sonhlen, nur I.50 Mk., post-
frei 1.70 Mk.

3 BefreiungBettnässen solort. Alter

und Geschlecht angeo. Ausk
umsonst. Versandh. Hoffmann
Färth in Bavern Weiherstr. 8.

Leichte Nebenbeſchäftig
für Eiſenbahnunterbeamte
vder Kriegsinvaliden durch
Austragen und Kaſſieren
einer Familienzeitſchrift
in Merſeburg zum 1. Mai
geſucht. Monatlicher Ver
d.enſt 75 100. k.

A Endert, Leipzig,
Kolonnadenſtr. 16.

Land Grundstücks-
Verkauf.

Dienstag, 26. April d. Js., nachm. 3 Uhr
ſoll im „Gaſthaus zur Bergſchenke“ bei Pretzſch [2luto
verbindung Merſevurg--Leipzig] das früher Meiß
ner'ſche Grundſtück in Pretzſch beſtehend aus
maſſivem Wohnhaus ſelektr. Licht] Stallungen und
Garten ohne oder mit ca. 11 Morgen Prima-
Acker im ganzen oder in kleinen Parzellen öffentlich
meiſtbietend verkauft werden.

Sofort beziehbar!
Kautionsſähige Käufer bevorzugt. Bedingungen

im Termin.
J. A. d. B.

Albert Franke, beeid. Auktiongator.

Ceneral- Vertretung
bedeutenden Unternehmens [Maſſenartikel] für
hieſigen Bezirk an ſtrebſamen Herrn oder Firma

bei außergewöhniichem Verdienſtchancen
[30000 t. u mehr p. a.] zu vergeben. Branche
kenntniſſe nicht -erforderlich, da Jnſtruktion erfolgt
Hoher Bürozuscehuß wird gewährt. Markt
8--15 000 fur Lauerhaltung erforderlich. Offerten
unt. B- N. Z. 5981 an Ala Haaſenſtein Vogler,
Berlin W. 35.

Donnuerstag, abends 8 Uhr: Mäd henverein StEvang. Mädchenbund St. Maximi.
Thomae im Pfarrhauſe.Dienstag, abends 8 Uhr: Chor-GeſangsUebung.

An der Geiſel 5. Lehrer Buſch. Landeskirchliche Gemeinſchaſt. Bibelbeſprechſtunde
Mittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung. An der jeden Mittwoch, abends 8 Uhr Karlſtraße Hof,
Geiſel 5. Paſtor Riem. eine Treppe.Evang. Frauenhilfe St. Maximi.Donuerstag, nachm. 4 Uhr An der Geiſel Frau er e n e Bee See
Paſtor Werther.

abends 8 Uhr Bibelſtunde.Es predigen: Altenburg. Vormittags 10 Uhr: Paſtor Mittwog. nnd
Kratzenſtein.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.
Mittwoch, abends 8 Uhr: Leſeabend. Unteralten

burg 38. (Stadt Berlin
Es predigen: Nenmarkt. Vorm. 10 Uhr Paſtor Boit

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.
Montag, abends 8 Uhr. Verſammlung der kon

firmierten Söhne im Pfarrhauſe.

Gottesdienſt Anzeigen.
Sountag, den 24. April 1921. (Kantate.)

BRBIGIBSIGES
Hausörundvtüc Geſammelt wird z für die Berliner

Woßz- S predigen: Dom. Vorm. 8 Uhr: Diakonus Wuttke.
Vorm. 10 Uhr: Superintendent Bithorn.

Morgen Acker, Nähe Vorm. 11 Uhr Kindergottesdienſt.
Dürrenberg, bei 15 000 Donnerstag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde in der
Unzablung ſofort zu ver Herberge zur Heimat. Diakonus Wuttke.
aufen. Volksbibliothek: Geöffnet Sonntags von 11 bis
Näheres bei 12 Uhr mittags.

Es predigen: Stadt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Riem.ufe Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. Paſtor Riem.

Evang. Männer und Jugenoverein.BI Sonntag, abends 8 Uhr. Verſammlung. An der

lustitutBoltz n

Katholiſcher Gottesdienſt.
Sonntag, den 24. April 1921.

Früh 6 Uhr: Beichte.
a 8 Uhr Frühmeſſe und Predigt.

10 Uhr Hochamt und Predigt.
Nachm. 2 Uhr: Feſtandacht.

Sonnabends von b Uhr an Beichte.

Geiſel 5. Paſtor Werther.
Freitag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde. An der

Geiſel 5. Paſtor Werther.



Heit, die mit ſo viel abenteuerlichem Beiwerk umgeben war,

Beilage zu Ar. 93 des Merſeburger Tageblattes
S m—hh2

Die Fehler der Kriegsſteuer
vom Vermögenszuwachs
und des Reichsnotopfers.

Als Reichsfinanzminiſter ſprach Herr Erzberger das
große Wort gelaſſen aus: Nach Durchführung ſeiner
Steuerreform werde es kein Großkapital, keine
Millionäre mehr geben. Auf rein geſetzlichem und
ſteuerrechtilchem Wege würden die ſozialiſtiſchen
Jdeen verwirklicht 75 Prozent des ganzen ungeheu-
zen Steuerbedarfes glaubte er aus dem Beſitz ziehen zu
önnen.Dieſe Aeußerungen zeugten von unerhörter Oberflächlichkeit

und Kurzſichtigkeit, von einem vollſtändigen Verkennen der
volkswirtſchaftlichen Funktion des Kapitals. Ja, mehr als
das ſogar von einem völligen Mißverſtehen der Lehren von
Karl Marx und Friedrich Engels. Die haben nie daran ge
glaubt, daß der ſozialiſtiſche Staat nach einer Kataſtrophe
eines furchtburen, verlorenen Krieges, geſchweige mit nach
folgender ſchwerer Revolution und unerträglichen Friedens
verträgen zu verwirklichen ſei. Von der fortſchreitenden Ent
wicklung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, von der ſinkenden
Tendenz des Zinsfuſſes erwarteten ſie ihn. Karl Marx wußte
ſehr wohl die wirtſchaftliche Bedeutung des Kapitals zu
ſchätzen; es war ihm einer der größten Kulturfaktoren. Nur
allmählich wollte er es in den Beſitz des Staates überführen.
Nicht aber dachte er daran, es fortzuſteuern damit kann man
eben nur ruſſiſche Zuftände ſchaffen.

Gewiß war es ein ſchwerer Fehler der Vorkriegszeit wie
der Kriegszeit. dem Reich direkte Steuern zu verſagen; ein
noch ſchwererer, alle Kriegslaſten auf Anleihe zu nehmen, alles
auf die Karte des Sieges zu ſetzen. Nur war gerade Herr
Erzberger einer der Haupt vertreter dieſer fal-
ſchen Politik geweſen, hatte ſ. Zt. aufs fanatiſchſte eine
maßvolle beſcheidene Reichserbſchaftsſteuer bekämpft, war
Vertreter nes engherzigen Partikularismus der Einzelſtaa-
e elcher dem Reich keine direkten Steuern gönnte.
Freilich pftean enegaten die ärgſten Fanatiker der Gegen
ieite zu werden

Nach dem verlorenen Krieg und der Revolution war es die
dringendſte Aufgabe geweſen, ſofort große Steuern einzu
ziehen. Der Entwurf einer Kriegsſteuer vom Vermögens-
zuwachs war auch fertiggeſtellt; feine ſofortige Verabſchiedung
und Veranlagung hätte weitgehend die Jnflation mit Papier-
noten verhindert. Die Steuererklärungen mit dem Stich-
tag vom 31. Dezember 1918 lagen größtenteils vor. Aus
engherziger Fiskalität, um noch die Revolutionsge-
winne des erſten Halbjahres 1919 zu erfaſſen,
wurde der Stichtag auf den 1. Juli 1919 verlegt und die
Staffel in wahnſinniger Weiſe erhöht, ſo daßder größte, auf ehrlichſte Weiſe erworbene oder lediglich als
Folge der Geldentwertung entſtandene rein fiktive Vermögens-
zuwachs, der in Wirklichkeit meiſt nur ein Verluſt war, bis
auf das Maximum von 172 000 weggeſteuert wurde, das
zudem noch dem Reichsnotopfer unterliegt. Es waren vor
allem die ſozialdemokratiſchen Parteien und der linke Flügel
des Zentrums unter Erzbergers Führung, die den an ſich ge
ſunden Steuergedanken durch dieſe Uebertreibung verball-
horniſierten und damit eine ungeheure Kapitals-
flucht und Steuerſcheu großzogen. Schätzten doch die

m

geflüchtete Kapital auf 13 Milliarden Gold-
wark!

Durch die unglückliche Vereinheitlichung der Finanzbehör-
den, durch deren Ueberlaſtung mit einem Rieſen- Steuer
Bukett wurde die Veranlagung bis in den Herbſt 1920 ver
zögert; wurde damit einerſeits das Reich mit ſeinem Geld
bedarf immer mehr auf die Notenpreſſe angewieſen, anderer
ſeits der Kapitalflucht immer weiterer Spielraum gewährt.
Hand in Hand damit ging das Hamſtern von Noten, von Ju-
welen und Kunſtwerken. Vor dem von ihnen als räuberiſch
empfundenen Zugriff des Reiches ſuchten auch anſtändige
Leute ſich und ihren Familien einen Teil des Vermögens zu
retten. Bei Höchſtgrenzen von 40, allenfalls
50 Prozent würde die Kriegszuwachsſteuer woit
höhere Erträge ergeben haben als ſo, hätte ſie die

Freitag, den 22. April 1921.
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Steuermoral nicht derartig in Unmoral ver-
wandelt!

Zu ihr trat das Reichsnotopfer. Bei glücklichem
Kriegsausgang wäre eine 30 Prozent nicht überſteigende ein
malige Vermögensſteuer wohl zu ertragen geweſen; bei ihrer
raſchen Durchführung wäre der Valutaſturz dann wohl weit
gehend verhindert worden. Ein Sachverſtändiger wie der
als Referent auf dem letzten deutſchen Bankiertgg fungierende
Bankdirektor Dr. Sintenis hat dies ausdrücklich anerkannt.
Statt deſſen werden unter Zuſtimmung, ja Befürwortung des
Reichsfinanzminiſters Erzberger trotz des verlorenen Krieges
und der Kapital verwüſtenden Revolution die Sätze bis auf
65 Prozent des nach Abzug der Kriegszuwachsſteuer noch
verbleibenden Vermögens geſteigert. Und beide Steuern
waren auf der Fiktion aufgebaut, daß die Papiermark
von heute noch die Goldmark von ehedem ſei.

Die Uebertreibung der Steuerſtaffel machte es notwendig,
die einmalige große Vermögensabgabe zu einer laufenden
in 30, bei landwirtſchaftlichem Beſitz in 50 Jahren zu tilgen
den Vermögensſtenuer zu machen, die aber nicht vom
jeweiligen, ſondern von einem früher einmal beſtandenen Ver
mögen erhoben wird, während alle neu gebildeten oder ge
wachſenen Vermögen davon nicht getroffen werden! Es war
dies umſo verfehlter, als man nicht mehr mit einem ſtabilen
Geldwert zu rechnen hatte und bei ſinkendem Geldwert der
Wert aller gewerblichen und land wirtſchaftlichen Vermögen
wächſt. Laufende Vermögensſteuern mit mäßigen Sätzen
r auch daher für das Reich weſentlich vorteilhafter ge

eſen.
Nie benötigten Induſtrie und Landwirt-ſchaft Kapital und Kredit in ſo hohem Maße wie

jetzt. Die Lohnzahlung, die Anſchaffung von Maſchinen,
Betriebsmaterial, von Waren im Handelsbetrieb, die An-
ſchaffung von Betriebseinrichtungen, der Bau von Häuſern
und Werkſtätten erfordert heute das Zehn-, Zwölf-, unter
Umſtänden ſogar das Zwan zigfache deſſen, was es in
Friedenszeiten in Gold mark koſtete. Die Papier-
mark von heut hat eben nur noch den fünfzehnten Teil des
Wertes der früheren Goldmark.

Jede Aktiengeſellſchaft iſt jetzt genötigt, von Kapitalerhöhung
zu Kapitalerhöhung zu ſchreiten, auch wenn ſie glänzende
Ueberſchüſſe erzielt und nur wenig davon als Dividenden
verteilt. Und in ſolcher Zeit ſteuert man dem privaten Un-
ternehmer das Kapital weitgehendſt weg und ebenſo den Kre-
dit! Denn wer auf ſeinem Vermögen eine Reichsnotopfer-
ſchuld bis 65 Prozent hat und ſie mit 5 Prozent verzinſen
und mit 12 Prozent tilgen muß, der hat natürlich auch einen
ſehr viel geringeren Kredit als vorher. Wenn auch das Be
triebskapital nur mit 80 Prozent zum Reichsnotopfer heran
gezogen wird, ſo bleibt dem Unternehmer, deſſen Kapital ja
durch den Valutaſturz ohnehin unſagbar verringert iſt, nur
noch ein beſcheidenr völlig unzureichender Kredit übrig.

Die wachſende Finanznot veranlaßte den Nachfolger Erz-
bergers, den Reichsfinanzminiſter Dr. Wirt h, zur Einbrin-
gung einer Vorlage auf beſchleunigte Einziehung eines Drit-
tels des Reichsnotopfers, das aber nicht unter 10 Prozent des
Vermögens bleiben ſoll. Der Reichstag hat die Vorlage da-
hin gemildert, daß da, wo die beſchleunigte Einziehung die
wirtſchaftliche Exiſtenz des Steuerpflichtigen gefährden würde,
das Finanzamt es bei der urſprünglichen Ratenzahlung be-
laſſen kann. Das bedeutet aber einerſeits keineswegs eine

verläßliche Sicherung für den Zenſiten, andererſeits eine unSchweizer Finanzbehörden allein das nach der Schweiz buche J n Zenſiten
geheure Ueberlaſtung der Finanzämter. Da die Kriegs-
ſteuer vom Vermögenszuwachs, das Reichsnotopfer,
die Einkommenſteuer für das laufende Jahr wiefür das vorangegangene Jahr alle in das Jahr 1921 fallen,
ſo bedeutet es eine ſteuerliche Ueberlaſtung, die Handel
und Gewerbe garnicht ertragen können, am wenigſten in der
Zeit eines wirtſchaftlichen Niedergangs, wie er mit der Welt-
wirtſchaftskriſis eingeſetzt hat. Soll doch auch in dieſem Jahr
De rngfich die geſamte Umſatzſteuer für ein Jahr gezahlt

erden!
Gewiß, das Reich braucht dringend nötig das Geld, ſoll

nicht die Entwertung der Mark durch forcierte Tätigkeit der
Notenpreſſe ungeahnte Dimenſionen annehmen. Aber es
konnte das durch die inzwiſchen erfolgte Steuerbefreiung der
einmaligen Veräußerungsgewinne, wie durch promptere Ver-
anlagung und Einziehung der Steuern erreichen, ohne ſolche

gef.
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ährlichen Bahnen zu beſchreiten.
Da ſowohl die Kriegszuwachsſteuer wie das Reichsnotopfei

veranlagt, zum größten Teil ſchon erhoben ſind, ſo muß man
ſich mit dem Fertbeſtehen dieſer Steuern trotz aller ihrer wirr
e Nachteile notgedrungen abfinden. Man muß ſich
arauf beſchränken, in den Fällen, wo die beſchleunigte Ein
iehung eine Gefährdung der wirtſchaftlichen Exiſtenz darſtellt,
ie zu vermeiden. Es iſt auch nicht zu verkennen, daß anſchei
nend auf Anweiſung von oben die Finanzämter in ri
oroſer Weiſe und vielfach geradezu entgegen dem Ge
etz die Veranlagung ſtark zu Ungunſten der

Steuerpf ſichtigen vornehmen, und daß auch der Härte
paragrarh keineswegs in dem Sinne angewendet wird, wie
das die Nationalverſammlung wollte. Daher wird es eines
ſtarken Druckes auf den Reichsfinanzminiſter und die
Finanzämter bedürfen, ſoll hier nicht ſchwerer Schaden
entſtehen.

Die Reformbeſtrebungen werden ſich im übrigen in erſitet
Linie auf die Beſeitigung der Fehler der Erbſchaft s-
ſteuer, der Kapitalertrags-, der Körperſchaft s-,
der Einkommen- und der Umſatzſteuer richten müſ-
ſen. Sie wenigſtens müſſen ſo geſtaltet werden, daß ſie der
Wirtſchaft nicht das unbedingt notwendige Kapital entziehen
nicht die Bildung neuen Kapitals verhindern

Deutſcher Reichstag
Die Interpellation Aruſtadt (Du.) über die auswär

Lage wird in der geſchäftsmäßigen Friſt beantwortet
erden.
Der Ausſchuß beantragt die Genehmigung zur Straf

verfolgung des Abg. Reich (Komm.) wegen verleum-
deriſcher Beleidigung nicht zu erteilen, der Strafverfolgung
wegen Unterſchlagung, Diebſtahl und Urkundenfälſchung aber
zuzuſtimmen.

Abg. Brodauf (Vem.) tritt für nochmalige Prüfung der An
gelegenheit ein.

Die Anträge werden darauf gegen die Stimmen der Rechten
und des Zentrums an den Ausſchuß zurückverwieſen.
Die Genehmigung zur Strafverfolgung mehrerer anderer Ab-
geordneter wegen Beleidigung wird nicht erteilt,

Jn der Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Beratung
über die Anträge der Unabhängigen auf

Aufhebung der Ausnahmeverordnungen
erklärt

Abg. Warmuih (Dnu.), der Regierung könne er den Vorwurf
nicht erſparen. nicht raſch genug eingegriffen zu haben.
Wo aber alles verſage, wo ſelbſt die angebliche politiſche Reiſe
der Mehrheitsſozigliſten und Unabhängigen kein Damm
gegen das Umſichgreifen des Kommunismus und des Ver-
brechertums ſei, müßten radikale Maßnahmen ge-
troffen werden. Er ſtehe daher ganz auf dem Standpunkt der
Verordnungen und warne vor jeder Abänderung, vielleicht
mit Ausnahme einer Beſtimmung über die Jugendlichen.,

Abg. Fiſcher (Soz.) meint, für die Bezirke Hamburg, Arns
berg, Düſſeldorf und Münſter könnten allerdings die Aus
nahmeverordnungen aufgehoben werden, nicht aber für die
Provinz Sachſen. Die Sondergerichte müßtenbeſtehen bleiben. aber ſie müßten mit Kautelen umoeben
werden, damit ſie nicht zu Ausnahmegeſetzen gegen die Arbei-
ter würden. Das wolle der Antrag der Mehrheitsſozialiſten.

Juſtizminiſter Heinze erklärt ſich bereit, zum Antrag der
Mehrheitsſozialiſten im Ausſchuß eventuell Stellung zu neh
men und erklärt gegenüber den Vorwürfen, daß die Kap
piſten noch nicht zur Verantwortung gezogen ſeien. die
meiſten Kappiſten ſeien amneſtiert. Nur die Führer der
Berliner Zentralſtelle des Kapp-Putſches ſeien zu befiraſen,
und dieſe ſeien trotz aller Bemühungen bisher noch nicht zu
faſſen geweſen.

Abg. Cremer (D. Vpt.) volemiſiert in ſchärfſter Form gegen
die Kommuniſten und Unabhängigen. Den letzteren wirft er
Feigheit vor, weil ſie keine klare Scheidewand nach links
errichten. Solange die Zuſtände bei den Kommuniſten blei
ben, wie ſie jeht ſind, dürfen die Ausnahmebeſtimmungen nicht
fallen. Jmmerhin werden wir an den Ausſchußverhandlug-
gen teil nehmen. Als Redner zum Schluß die Legitimation
des begüterten Roſenfeld anzweifelt ſich hier als
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ch vermiſje in Yyrer Erzählung jegliche Auskunft

über die angebliche Entwendung des Papyrus durch Alfieri,
nädige Frau,“ bemerkte der Geheimrat, auf den die im
one vollſter Aufrichtigkeit und Wahrhaftigkeit vorgetragene

Darſtellung der ſchönen Witwe erſichtlich einen ziemlich
ſtarken Eindruck zu ihren Gunſten gemacht hatte. „Dieſelbe
war doch wohl ſchon erfolgt, als Sie mit mir zum erſten
Male über die Sache ſprachen

„Allerdings! Der Baron hatte mir noch vor meiner
Abreiſe mitgeteilt, daß der Papyrus trotz der ſorgfältigſten
Aufbewahrung und r eines Tages verſchwunden
geweſen ſei, ohne daß ſich Beſtimmtes über ſeinen Ver-
bleib hätte ermitteln laſſen. Die Behörden durften ja
aus naheliegenden Gründen nicht mit der Verfolgung des
Diebſtahls befaßt werden. Und obwohl kein Zweifel ob
walten konnte, daß die Urkunde durch einen von Alfieri
gedungenen Spitzbuben, wahrſcheinlich durch einen Diener
des Barons, entwendet worden ſei, glaubten wir ihrem
Verluſt doch keine allzu große Bedeutung beilegen zu ſollen,
da ja der Papyrus, wie Sie gehört haben, durch die von dem
Baron vorgenommenen Aenderungen für den uneinge-
weihten Beſitzer ſo gut wie wertlos geworden war, und

d I z e r befanden, die ihnauf die kleinſte Einzelheit in ſeinem urſprüngliſtande wiedergaben.“ de Ipranglichen Gu
„Wenn das alles ſich ſo verhält, ſo hätten Sie wahrlich

beſſer getan, mir von Anfang an ganz reinen Wein ein
zuſchenken.“

„Vielleicht! Aber vielleicht auch nicht. Eine Angelegen-

würde Jhnen möglicherweiſe zu bedenklich vorgekommeſein, als daß Sie ſich baren eingelaſſen hatten ſie weiter

u verfolgen. Der Baron und ich waren Jhnen doch damals
o gut wie ganz unbekannt, und wir mußten vor allem
arauf bedacht ſein, uns Jhr Vertrauen zu gewinnen.

Alles, was ſie ſprach, trug ſo überzeugend das Gepräge
der Wahrhaftigkeit und der rückhaltloſen Offenherzigkeidaß wohl auch ein anderer als der im S

herzige und menſchen freundliche Geheimrat ſich davon hätte
efangennehmen laſſen. Und es kam überdies aus demMunde einer Frau, die von ihrer Schönheit und dem

beſtrickenden Reiz ihrer Perſönlichkeit in jedem Augenblick
den rechten Gebrauch zu machen verſtand.

Alle frühere Härte war für den Moment aus der
Stimme des Geheimrats verſchwunden, da er nach einer
kleinen Pauſe des Ueberlegens ſagte

„Sie haben ſehr viel für dieſe Sache eingeſetzt. Und
Sie verſprechen ſich von ihrem glücklichen Ausgang offen
bar goldene Berge. Aber ſollten Sie darin nicht allzu
optimiſtiſch ſein Was können wir denn im günſtigſten
Fall zu finden hoffen Eine Anzahl alter Münzen und,
wenn uns das Glück hold iſt, auch ein paar ſilberne oder

oldene Gerätſchaften, Gefäße oder Schmuckſachen, wie ſiedamals den Römern als des Mitnehmens wert erſchienen

ſein mögen. Aber der Verkaufswert ſolcher Zing iſt nur
in ſeltenen Fällen ein r großer. Das Alter
allein iſt dafür keineswegs ausſchlaggebend. Und Sie
würden erſtaunt ſein, wenn Sie erſführen, mit wie geringen
Opfern ich einen großen Teil meiner Sammlung habe zu
ſammenbringen können. Von den fabelhaften Summen,
auf die Sie ſich Rechnung zu machen ſcheinen, kann bei
derartigen Funden niemals die Rede ſein. Und ich brauche
wohl kaum zu verſichern, daß für meinen Entſchluß, mich
an dem Unternehmen zu beteiligen, einzig und allein das
wiſſenſchaftliche Intereſſe ausſchlaggebend geweſen iſt.“

Frau von Heyden hatte dem Baron während der
letzten Worte des Geheimrats einen gebieteriſchen Blick zu
e Und wie um ihrem Bundesgenoſſen die Be

eutung dieſes ſtummen Befehls beſſer verſtändlich zu
machen, ſagte ſie jetzt

„Da wir doch nun einmal bei den Eingeſtändniſſen
und Enthüllungen angelangt ſind, warum wollen Sie dem
Herrn von Shylvander noch irgendetwas verheimlichen,
Baron Wenn ich an Jhrer Slelle wäre, ſo würde ich
nicht zögern, meine Beichte zu einer vollſtändigen zu machen.

Und Beauregard fügte ſich auch diesmal dem über-
legenen Willen ſeiner ſchönen Freundin.

„Jn Gottes Namen alſol Was Sie von dem
Papyrus kennen, Herr von w. iſt nicht mehr als
die Hälfte der Handſchriſt. Und ich habe mich oft im
ſtillen darüber gewundert. daß Abnen die Unvollſtändiakeit
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nicht aufgefallen iſt. Ein ſo ſchretbſeliger Herr, wie es
dieſer Demetriades geweſen ſein muß, hätte doch gewiß
nicht unterlaſſen, in einem ſonſt ſo ausführlichen Bericht
auch über die Art und die Menge der vergrabenen Schatze
u reden. Und das hat er denn auch wirklich getan. JchFave dieſen Teil des Papyrus zurückgehal en, und ich muß

es wohl geſchehen laſſen, wenn Sie mir deshalb zürnen.
Nun aber ſollen Sie auch von ſeinem Inhalt Kenntnis
erhalten. Es handelt ſich alſo nach den Aufzeichnungen
des Griechen um fünfzig Kamellaſten koſtbarer Gefäße und
wertvoller Stoffe und um hundert und zwanzig Lalen

oldener Müngzen nebſt vielen Kleinodien und Schmusg-
achen.“ z0 Erika konnte einen leiſen Ausruf der Ueberraſchung oder

vielleicht auch des Zweifels nicht unterdrücken. Jhr Groß-
vater aber wandte ſich ihr zu und ſagte mit tieſfernſtem
Geſicht:

„Jch habe dich um Verzeihung zu bitten, mein liebes,
kleines Madell Denn diesmal biſt du in Wahrheit um
vieles klüger geweſen als ich törichter und leichtgläubi er
alter Mann. Du haſt mich rechtzeitig vor der Unau richtig-
keit dieſer unſerer neuen Freunde gewarnt. Ich aber habe
auf meine vermeintliche Menſchenkenntnis gebaut und habe
deine Warnungen in den Wind geſchlagen.“

Unfähig, den Aerger zu unterdrücken, der in ihm kochte,
fuhr Beauregard auf:

„Wenn ich unaufrichtig geweſen bin, war ich es nich
lediglich in Jhrem eigenen Intereſſe Daß ich dabel nicht
die Abſicht haben konnte, Sie um Jhren Anteil zu bringen,
legt doch auf der Hand. Denn die Schätze wären ja unter
Jhren Augen gehoben worden. Wenn ich Jhnen verſchwieg,
was ich darüber wußte, ſo geſchah es einzig, weil ich Sie
verhindern wollte, in übergroßer Gewiſſenhaftigkeit der
italieniſchen Regierung Kenntnis zu e von den Reich
tümern, die im Wüſtenſande von Erythräa der Hebung
harren. Daß ich mich dabei in Ihrer Beurteilung nicht
getäuſcht habe, ſehen wir ja jetzt. Denn wenn Sie ein
rechter Mann wären, ein Mann nach meinem Herzen, ſo
würden Sie noch jetzt jene Söldlinge zwingen, herauszu
geben, was von Rechts wegen keinem anderen gehört als
uns.“

(Tartſobuno Salat



Arbeitervertreter
Linken, währ die Recht

et.
v. Guérard (Ztr.) tritt für die Beibehaltung der

Ausnahmeverordnungen ein. Eine ſchnelle Wiederherſtellung
der verletzten Juſtiz ſei nur durch die Sondergerichte möglich.
Mit der Ausſchußberatung ſei er einv nur dürfe d

dazu führen, der Juſtiz in die Arme zu fallen.
Abg. Delius (Dem.) gibt ein Bild der Herrſchaft des Ter

rors in Mitteldeutſchland und meint, wenn auch Uebertreibun
in der Preſſe vorgekommen feien, bleibe doch noch genug

ijg, um das Konto der Kommuniſten auf das ſchwerſte zu
aſten. Redner dantte der Sipo im Namen des deutſchen
lkes für die Rettung der Stadt Halle und nimmt

die Reichswehr und den Oberpräſidenten Hörſing gegen die
griffe der Rechten in Schutz. Die Ausnahmebeſtimmungen

fen für Mitteldeutſchland nicht fallen
Das Haus bricht ſodann die Weiterberatung ab und er

ledigt den Geſetzentwurf über die Prüfung und Beglaubigung
der Fieberthermometer.

Nächſte Sitzung: Frreitag.

zpler, entſteht ein ungeyeurer Lärm
Z

Preußiſcher Landtag
Erſter Punkt der Tagesordnung

Wahl des Miniſterpräſidenten
Als Ergebnis teilt Präſident Leinert mit: Es ſind 371

Zettel abgegeben worden, davon ſind 22 unbeſchrieben. Von
en 349 gültigen Stmimen haben erhalten: Stegerwald

(Ztr.) 227, Abg. Braun (Soz.) 100, Abg. Ludwig (U. S.)
21. Aba. Buſch (Ztr.) 1 Stimme. Stegerwald iſt alſo zum
Miniſterpräſidenten wiedergewählt.

Die Mitteilung des Wahlergebniſſes wird von den Parteien
ohne irgendwelche Kundgebungen aufge nommen.

Hierauf wird die Beratung der deutſchnationalen Anträge
gegen die Zwangs wirtſchaft fortgeſetzt.

Abg. Kaulen (Ztr.) beantragt Ueberweiſung der Anträge an
den Landwirtſchaftsausſchuß.

Ein Regierungsvertreter erklärt, die Regierung ſei bereit,
die Landwirtſchaft immer mehr von den Feſſeln der Zwangs-
wirtſchaft zu befreien. Beſonders bei der Milch, wo die
Zwangs wirtſchaft produktionslähmend gewirkt hat,
werde im Intereſſe der Verſorgung der Kinder mit dieſem
unhaltbaren Syſtem gebrochen werden. Beifall rechts.
Gleichzeitig mit der Aufhebung der Milchzwangswirtſchaft ſoll
auch die Einfuhraus ländiſcher Butter freigegeben
werden. Die Aufhebung der Getrerdezwangs-wirtſchaft iſt gegenwärtig noch nicht durchſührbar, es
ſollen aber weſentliche Erleichterungen eintreten. Durch das
geplante Umlageverfahren wird der Wunſch der Antragſteller
erfüllt, daß die Landwirtſchaft rechtzeitig über die Anforderun
gen des Reiches informiert werden ſoll. Die Schrottmühlen-
verordnung ſoll nur die Vermahlung von Brotgetreide unter
ſagen. Gegen eine weitergehende Auslegung wird die Regie
rung einſchreiten. Die Zwangsbewirtſchaftung des
Zuckers läßt ſich noch nicht aufheben, doch will die Re
r alles tun, um die heimiſche Zuckerproduktion zu
ördern.

Abg. Graf zu StolbergWernigerode (D. Vpt.) iſt nicht für
7 Aufhebung der Getreidezwangswirtſchaft, ſtimmt aber

n übrigen deutſchnationalen Anträgen zu und beantragt ihre
Ueberweiſung an den Haushaltsausſchuß.

Abg. Dr. Wendorff (Dem.) bedauert den agitatoriſchen Cha
rakter der Begründungsrede des Abg. Schlange, ſtellt ſich aber

ich auf den Boden der Anträge. Zuſtändig für dieſe
ge ſei freilich der Reichstag.

Abg. SchulzNeukölln (Komm.): Die Anträge wollen nur
der agrariſchen Profitfucht freie Bahn ſchaffen. Die Volkser-
nährnng kann nur ſichexgeſtellt werden durch eine Kontrolle

land wirtſchaftlichen Produktion durch Landarbeiter-
räte.

Abg. Klausner (u. A.): Die Durchführung der deutſchnatio
nalen Anträge würde die Preiſe gewaltig ſteigern und die Not
des Volkes ungehener verſchärfen. Von einer Not der Land
wirtſchaft kann keine Rede ſein.

Das Haus vertagt ſich. Nächſte Sitzung Freitag vormittag
mit der Tagesordnung Entgegennahme einer Erklärung
des Staagaitisminiſteriums. Dann ſoll die Sitzung
vertagt werden und in der Nachmittagsſitzung die Beſprechung
der Erklärung des Miniſterpräſidenten beginnen.

Politiſche Rundſchau
Der Verkehr nach Potsdam am Beiſetzungstage ver Kaiſerin.

Die Zahl der am Dienstag nach Potsdam beförderten
Perſonen ſteht nun ungefähr feſt. An den Sperren des
Bahnhefs in Potsdam ſind von den mit Fernbahn. Stadt-
und Wannſeebahn eingetroffenen Fahraäſten mehr als
92 000 Fahrkarten und an der Station Wildpark 32 600
Fahrkarten abgegeben worden. Mit den Dampfern trafen
rund 7 500 Perſonen in der Havelſtadt ein. Rechnet man
zu dieſen 131 500 Perſonen noch die Unzahl der mit Kraft-
wagen, Kremſern, Fahrrädern uſw. nach Potsdam Geeilten
und dazu ferner die unabſehbare Schar der Potsdamer Ein
wohner. ſo kann man bei vorſichtiger Schätzung ſagen, daß
wohl mehr als *200 900 Perſonen der toten Kaiſerin die
letzte Ehre erwieſen haben.

Die Aenderungen der Unfallverſicherung.
Die weſentlichſien Aenderungen der Unfallverſicherung.

die der Reichstag beſchloſſen hat und die in den nächſten
Tagen im Reichsgefetzblatt verkündet werden, ſind folgende:

1. Die ſogenannte Drittelunasgrenze, d. h. die Grenze,
dis zu welcher der Jahresarbeitsverdienſt in der Unfall
verſicherung bei der Rentenberechnung und der Umlage voll
P pahnet wird, iſt von 1800 auf 10 200 A. erhöht

orden.
2. Die Unternehmer können künftig durch die Satzung des

Verſicherungsträgers ohne jede Beſchränkung zur Unfall
berſicherung herangezogen werden.

3. Die Verſicherungasarenze für Betriebsbeamte. die Gren-
ze. bis zu der in der SeeUnfallverſicherung der Jahres
arbeitsverdienſt geſeslich berückſichtigt wird. und die Grenze

die Selbſtverſicherung der Unternehmer iſt auf 40 000
dark erhöht worden.
4. Die Vorſchriften über die Feſtſetzung des durchſchnitt-

lichen Jahresarbeitsverdienſtes in der land wirtſchaftlichen
Unfallverſicherung ſind in veränderter Faſſung wieder in
Kraft geſetzt worden. Bis zur Neufeſtſetzung der durch
ſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte durch die Oberverſiche
rungsämter ſollen die zuletzt vor dem 1. Auauſt 1914 feſt
geſetzten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte unter einer
Erhöhung um 500 vom Hundert der Rentenberechnung und
der Umlage zugrunde gelegt werden.

5. In der SeeUnfallverſicherung ſollen der Rentenberech-
pung und der Umlage künftig nicht monatliche Durchſchnitts-
heuern, ſondern Tariflöhne zugrunde gelegt werden.

6. Für das Jahr 1921 ſollen den Empfängern von Un
fallrenten, denen auf Grund der Verordnung vom 5. Mai
1920 Zulagen zuſtehen, dir eſe Zulagen in doppeltem Betrage

e demonſtrativ Beifall den
7. Im F 1006 der verchsverſſcherungsordnung mr fur

Mindeſtbeitrag zu einer land wirtſchaftlichen Berufsge-
e ein einheitlicher Höchſtbetrag von 20 feſtge
etzt worden.

Nationale Würde.
Die „Pol. Preſſe-Nachr.“ melden, daß es kurz nach dem

Auftauchen des Gedankens einer innerdeutſchen Zollarenze,
die unſer ganzes Wirtſchaftsleben zu vernichten droht, die
Dresdener Firma Hoetzſch fertig gebracht habe, der Inter
alltiierten Kommiſſion ein Angebot für die an der neuen
Zollgrenze zu errichtenden Baracken z

Nicht mit Unrecht bemerkt der „Vorwärts“: Würde die
Entente vbeſchließen, alle Deutſchen zu hängen. ſo bekäme ſie
ſicher ſofart von irgend einer geſchäftstüchtigen deutſchen
Firma ein Drahtangebot auf 60 Millionen prima Hanfſeile!

Fälſchung und Meine im Tisza Prozeß.
Die letzten beiden Verhandlungstage im Prozeß gegen die

Mörder des Grafen Tiſza haben, wie uns gemeldet wird.
mehrfach aufſehenerregende Wendungen gebracht. Eines
der wichtigen Bew ismutel der Anklagebehörde war die
Eintragung in ein Gedenkbuch einer Budapeſter Wirtin. nach
der dort Keri. Friedrich und Baron Hatvanvi am 30. Ok-
tober, dem Tage der Ermordung Tiſzas, ein Feſteſſen ver
anſtaltet und auf den Tod Tiſzas getrunken haben ſollen.
Die Angeklagten haben die Echtheit ihrer Unterſchriften

beſtritten: jetzt iſt der Detektiv Johann Pakfſy als der Fäl-
ſcher entlarvt und verhaftet worden.

Pakfy ſcheint überhaupt bei der Herbeiſchaffung des Be
laſtungsmaierials gegen die Angeklagten zu den bedenklich-
ſten Mitteln gegriffen zu haben. Der Angeklagte Wilhelm.
der die politiſchen Führer in den erſten Verhandlungen er
heblich belaſtet hatte, hat dieſe Ausſoge jetzt zurückgenommen
und erklärt. er wäre durch den Detektiv Pakfy. den Chef-
redakteur eines chriſtlichen Blattes Dr. Ulain und einen ehe-
maligen Abgeordneten zu ſeinen wahrheitswidrigen Aus-
ſagen veranlagft worden, nachdem ihm Strafloſigkeit zuge
ſagt worden ſei. Die Wahrheit ſei aber. „daß die Führer der
Revolution mit der Ermordung Tiſzas nicht das Gerinaſte
zu tun gehabt haben. Damit dürfte der Exminiſterpräſident
Friedrich vollkommen entlaſtet ſein.

ch

Aus Stadt uns Amgebung
Aus der Stadtver waltung

Folgende Magiſtratsbeſchlüſſe liegen der Sigdtverordne-
tenverſammlung zur Genehmigung vor:

Nachtrag zur Ortsſatzung der gewerbl. und kaufm. Fort
bildungsſchule.

Folaender Nachtrag 3 zur Ortsſatzung der gewerbl. und
kaufm. Fortbildungsſchule vom 26. Oktober 1912 ſoll erlaſſen
werden: Die Pflicht zum Beſuche der gewerbl. und kaufm.
Fortbildungsſchule wird vom Schuliahr 1922 an auf alle
weiblichen Jugendlichen unter 18 Jahren ausgedehnt. Fer-
ner ſoll eine Ortsſatzung über die Erhebung von Schul-
beiträgen für die gewerbl. und kaufm. Fortbildungsſchule
angenommen werden. Endlich ſoll neben dem Direktor eine
hauptamtliche Lehrkraft an der gewerblichen Fotbildungs-
ſchule angeſtellt werden. und falls ausreichend Staatsmittel
zur Verfügung geſtellt werden, noch eine zweite hanubtamtliche
Lehrkraft. Vorausſetzung hierbei iſt. daß der Zuſchuß der
Stadt für die gewerbl. Fortbildungsſchule die Jahresſumme
von rund 20000 nicht überſchreitet.

In dieſer Ortsſatzung betr. die Erhebung der Schulbei
träge für die gewerbliche kaufmänniſche Fortbildungs-
ſchule in Merſeburg heißt es u. a. Die Schulbeiträge wer
den mit Wirkung vom 1. April 1921 wie folgt feſtgeſetzt:
a) für jeden Schüler und jede Schülerin, die von gewerbe-
ſteuerfrei oder nach Gewerbeſteuerklaſſe IV veranlagten Ar
beitgebern beſchäftigt ſind auf 30 jfährlich. b) für alle
übrigen Schüler und Schülerinnen auf je 70 jährlich. Von
d enan dem Unterricht freiwillig teilnehmenden Schülern und
Schülerinnen wird ein Schulgeld von 15 für jede Jah-
reswochenſtunde erhoben, ſofern die Schüler oder Schäle-
rinnen im Bezirk der Stadt Merſeburg wohnen und von
20 für die Jahreswochenſtunde, ſofern ſie außerhalb Mer-
ſeburgs wohnen. Die Schulbeiträoe werden halbijährlich er
hoben. Sie ſind am 15. Juni und 15. November ieden
Jahres fällig und an die Stadthauptkaſſe zu zahlen.

Die Begründung lautet u. a.: Mit der Ausdehnung
der Fortbildungsſchulpflicht auf gewerbliche Anoeſtellte und
Arbeiter iſt der Magiſtrat endlich dem Beiſpiel vieler Städte
gefolat. Die weiblichen Anoeſtellten und Arbeiter ſollen vor
allem auch eine hauswirtſchaftliche Ansbildung erebren.

Die Erteilung haus wirtſchaftlichen Unterrichts läßt ſich in
den Räumen der bisherigen Volksküche ſehr leicht durchfüh-
ren. Zu b) die Ortsſatzung trägt in allen ihren Beſtim
mungen dem Geſetz vom 14. Januar d. J. Rechnung. Es
iſt zu erwarten, daß der Stagt. wie bisher ſchon, auch in
Zukunft und vielleicht mit einem noch höheren Jahresbei-
trage an den Unterhaltungskoſten der gewerblichen Fort-
bildungsſchule ſich beteiligen wird. Die kaufm. Fortbil-
dungsſchule wird ſich nachde m vorliegenden Haushaltsplan
mit dem geſetzlich vorgeſchriebenen Zuſchuß von 10 für
Nach S Mier und jede Schülerin auch in Zukunft ſelbſt er

Zu 0). Der ſtändig wachſende Beſuch macht es notwendig,
neben dem Direktor auch eine vollbeſoldete. alſo hauptamt
liche Lehrkraft anzuſtellen.

Schulzahnpflege.
Es ſoll möglichſt bald die Schulzahnpflege in allen ſtädti

ſchen Schulen in der Weiſe eingeführt werden. daß jährlich
eine 2malige Unterſuchung der Schulkinder ſtattfindet und
ihnen die Möglichkeit gegeben wird. gegen eine mäßige
laufende Jahresgebühr die Zähne laufend behandeln zu
laſſen. Mit dem Zahnarzt Brandt von hier, der ſich bereit
erklärt hat. die Unterſuchung und Behandlung zu überneh
men, foll folgendes Abkommen getroffen werden: a) Zahn-
arzt Brandt erhält für die 2malige Unterſuchung der Schul
kinder 50 H für jdees Schulkind. b) für je 1000 von ihm
behandelter Schulkinder werden ihm als Materialyergütung
ſtädtiſcherſeits 500 gezahlt. c) Zahnarzt Brandt verpflich-
tet ſich. die Schulkinder für einen Jahresſatz von 4 A lau
ſend zu behandeln. d) die Koſten der nötigen Vordrucke ufw.
werden aus der Stadtkaſſe bezablt. e) für bedürftige Schul
kinder ſollen die Koſten der zahnärztlichen Behandlung von
Fall zu Fall auf die Stadt übernommen werden.
In der Begründung wird u. a. geſagt: Die Notwen

diakeit der Durchführung der Schulzahnpflege braucht nicht
näher bearündet zu werden. Zahnarzt Brandt. der ſich in
früheren Jahren ſchon im Stadtkreis Düſſeldorf als Schul
zabnarzt mit autem Erfolge betätiat hat. hat ſich bereit er
klärt. die Behandlung der Schulkinder unter den bekannten
Bedingungen zu übernehmen. Bei 4000 Schulkindern kann
u einem Geſamtkoſtenaufwand von 3 500 gerechnet wer

en

Srybhung ves Schülgelves für die rrrrreiemize.
Das Schulgeld für die Mittelſchule ſoll vom 1. 4. 1921

ab erhöht werden und zwar: 300 für Einheimiſche und
450 A. für Auswärtige.

Begründung In Uebereinſtimmung mit der Schul
deputation hat der Magiſtrat die vorſtehende Erhöhung des
Schulgeldes beſchloſſen. die ſich im Rahmen der in anderen
Städten eingeführten Schulgeldſätze hält. Ein 50prozentiger
Zuſchlag für auswärtige Schulkinder erſcheint bei dem un
geheuren Anwachſen der Schullaſten, deren Hauptträger die
ſtädtiſche Einwohnerſchaft iſt. durchaus angemeſſen. Für
würdige und bedürftige Schüler ſollen in weitherzigerem
Umfange als bisher Schulgeldbefreiungen und Ermäßiauwy
gen bewilligt werden.
Erhöhung des Schulgeldes für auswärtige Schülerinnen

des Lyzeums.
Es ſoll entſprechend dem Vorſchlage des Schulausſchufſes

das jährliche Schulgeld für auswärtige Schülerinnen des
vom 1. April d. J. an auf 600 feſtgeſetzt

werden.
Jn der Begründung wird u. a. geſagt. daß es. wie

bisher auch in Zukunft angebracht iſt. von auswärtigen Schü
lern, deren Eltern zu den außerordentlich hohen Unterhal
tungskeſten der ſtädtiſchen Schulen ſteuerlich nichts beizutra
z en. als kleinen Ausgleich ein höheres Schulgeld zu
erheben.

Erſtakitung von Umzugskoſten an Beamte, Lehrperſceen
und Fändig Angeſtellt- wach Merſeburg.

Ein Gemeindebeſchluß ſoll beſchloſſen werden: Jn ihn
heißt es u. a.: Bei Berufung von Beamten. Lehrverſonen
und ſtändig Angeſtellten von auswärts werden an Umzugs-
keſten gewährt: a) der tarifliche Fahrpreis für diejenige
Bahnklafſe. welche für die Reiſekoſtenberechnung für den be
treffenden Beamten zu Grunde zu leoen iſt. für den Begm
ten uſw. ſeine Ehefrau und die Kinder b) die nachweislich
entſtandenen Koſten für Ueberführnna der Wirtſchaftsgeräte
vom bisherigen an den neuen Wohnort. Die gewährten
Umzugs- uſw. -koſten ſind zurückzuerſtatten: a) in voller
Höhe. wenn der Beamte uſw. ſeine Stelle ſchon im 1. Jahre
wieder aufgibt. b) mit des gewährten Betrages nach einemvollen Jahre der Tätigkeit bei der Stadt. c) nach bin
eines jeden weiteren vollen Beſchäſtigunosjahres um ie
weniger, ſodaß noch 5iährioer Dienſtzeit bei der Stadt eine
Rückerſtattung nicht mehr erfolat.

Bewiſlignung von 333 333
für die Bauten auf dem Ritterſchen Plan.

Zu den von Reich und Staat zur Verfügung getſtellte
Ergänzungsausſchüſſen für die Bauten auf Ritters Plan
Höhe von 1 Million Mark ſoll das Gemeindeviertel mi
zuſammen 333 333 übernommen werden. Die dazu erfor-
derlichen Mittel ſind durch Darlehen zu decken.

Begründung Aus Reichs- und Staatsmitieln ſind
der Stadt Werſeburg zur Fertioſtellung der bis jetzt erbau-
ten 80 Hänſer auf Ritters Plan noch ſtaatliche Zuſchüſſe in
Höhe von 1 Million Mark zur Verfüanng geſtellt werden
unter der Bedingung, daß die Stadt ihrerſeits das ſoage-
naunte Gemeindeviertel in Höhe von 333 333 aufbrinat.
Da ohne die Bewilligung des Gemeindeviertels die Gewäh-
rung der Ergänzungszuſchüſſe von 1 Million Mark nicht
erfolden kann. die Stadt aber außer Stande iſt. auf dieſe
Zuſchüſſe zu verzichten. hat der Maoiſtrat beſchloſſen. die
durch die Stadt aufzubringenden 333 3535 A. aus Anuleibe4
mitteln zur Verfügung zu ſtellen.

Genehmigung der Plakat- und Reklameſteuerordunng.
Eine Neufaſſung der Plakat- und Reklameſteuerordnung

ſoll genehmigt werden. Folgende Punkte in ihr ſind be
merkenswert: Die Steuer beträgt bei einer Auflage bis zu
15 Vlakaten: a) bei einer Papieraröße bis zu 0.25 Qm.
6 Al, b) bei einer Papieraröße bis zu 0.60 Qm. 12
c) bei einer Papiergröße bis zu 1.26 Qm. 40 d bei einer
Papieragröße über 1,20 QAm. 60 A. Sie erhöht ſich bei einer
Auflage von mehr als 15 bis einſchließlich 30 Blakaten n
die Hälfte und verdoppelt ſich bei mehr als 30 Plakaten,
Stenerfrei bleiben Plakate. die in Läden oder Schaufenſtern
von Läden aushängen oder liegen und nur auf einzelne in
dem Laden zum Verkauf kommende Waren oder auf den
Charakter des Geſchäfts an ſich hinweiſen. Plakate und Re
klameeinricktungen von Auswärtigen ohne Bezugnahme auf
die Verkaufsſtellen am hieſigen Orte unterliegen jeweils den
doppelten Sätzen der Steuerordnung.

Jn der Begründnuna weiſt der Magiſtrat darauf hin,
daß dem in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenver-
ſammlung geänferlen Wünſchen Rechnung getragen iſt.

Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes.
Eine Ordnung betr. die Beſteuerung des Wanderlager-

betriebes ſoll genehmigt werden. Der Hauptpunkt in ihr
heißt: Zu den Steuerſätzen, die gemäß vom 14. Januar
1921 für die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes feftge-
ſetzt ſind. wird ein Zuſchlag von 25 vom Hundert erhoben.

Begründung Dem von der Stadtverordneten er
ſammlung im November 1920 geäußerten Wunſche die Wan
derlager ſchärfer zu beſteuern, kann der Magiſtrat nunmehr
eutſprechen, nachdem das einſchlägige preußiſche Geſetz ge
ändert worden iſt. Nach dem neuen Geſetz beträgt die
Steuer für ein in Merſeburg betriebenes Wanderlager für
die Woche 200 A. Dieſer Satz erhöht ſich für iede weitere
im Betriebe tätige Perſon um den aleichen Betrag und
für jeden nur mechaniſche Dienſtleiſtungen verrichtenden Ge
hilfen um den halben Betrag. Außerdem ſind die Gemein-
den berechtigt. zu den gegebenen Sätzen Zuſchläge bis 25
v. H. zu erheben.

Gebührenordnung des ſtädtiſchen Krankenhauſes.
Eine Gebührenordnung des ſtädtiſchen Krankenhauſes zu

Merſeburg ſoll genehmigt werden. Es heißt darin u a. Die
Verpflegungsſätze für jeden Verpflegungstag: A. für Ein
wohner der Stadt Merſeburg B. für Auswärtige) in der
Verpflegungsklaſſe III für Erwachſene 20 A. (25 II 30
(37,50 .-0), I 40 (50 .40), für Kinder unter 14 Jahren, ſo
fern ſie in Begleitung Erwachſener aufgenommen werden
Klaſſe III 15 (20 Klaſſe II 22,50 (30 Klaſſe I
30 (40 für in der Anſtalt geborene Kinder, ſolange
ſie mit der Mutter verpflegt werden Klaſſe III 6 (9
Klaſſe II 9 t (12 Klaſſe I 12 (15 .40). Für die hieſige
Polizei- und Armenverwaltung werden in der III. Verpfle-
gungsklaſſe für Erwachſene 15 für Kinder unter 14 Jahren
11 und für Säuglinge 4 C berechnet.

Sonderleiſtungen neben den feſtgeſetzten Vervfleaungsſätzen
werden für alle Kranken extra berechnet. Die leitenden Aerzte
des Krankenhauſes ſind den Kranken der 1. und 2.. Klaſſe
gegenüber berechtigt. eine beſondere angemeſſene Vergütung
zu fordern. Jn der 3. Verpflegungsklaſſe ſind die leitenden
Aerzte nur berechtigt, von bemittelten, ſelbſt zahlenden Kran
ken eine angemeſſene Vergütung zu fordern.

Begründung Um die großen Fehlbeträge im Hans-
haltsplan zu decken und nun aber auch, trotz der hohen Preiſe
für Kartoffeln, Fleiſch uſw. eine beſſere Verpflegung durch
führen zu können, iſt dieſe Feſtſetzung der bisherigen Gebühe
renſätze unbedingt erforderlich.

Weitere Vorlagen im Hauptblatt.
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